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Zusammenfassung

Das Ziel dieser Studie ist es, Faktoren zu identifizieren, die fiir eine maoglichst erfolgreiche
Anwendung von Férdermalinahmen flir erneuerbare Energien im Strommarkt besonders
wichtig sind. Dabei bestatigt sich die Grundannahme, dass neben der prinzipiellen Entschei-
dung fur ein bestimmtes Forderinstrumentarium, v.a. die dulReren Rahmenbedingungen, die
grundsatzliche Ausgestaltung von Fordermodellen sowie instrumentenspezifische Detailre-
gelungen mafgeblich flr den Erfolg verantwortlich sind.

Hinsichtlich der Rahmenbedingungen werden dabei funf Makrofaktoren identifiziert. Dies
sind geographische bzw. die Ausgangsbedingungen der Energiepolitik eines Landes betref-
fende, sowie 6konomische, politische, technische und kognitive Faktoren.

Darlber hinaus ist es die jeweilige Ausgestaltung einer FérdermalRnahme, die Uber die ge-
wilnschte Effektivitat entscheidet. Wiederum werden diesbezlglich finf zentrale Kriterien i-
dentifiziert, die den Erfolg eines Foérderinstruments mitbestimmen. Dies sind die langfristige
Planungs- und Investitionssicherheit, die technologiedifferenzierte Vergitung, die standort-
abhangige Vergutung, die Rechts- und Wettbewerbskonformitat, sowie die institutionelle Be-
herrschbarkeit eines jeden Forderinstruments.

SchlieBlich sind auch zahlreiche Detailregelungen innerhalb des jeweiligen Forderansatzes
fur dessen Erfolg mit entscheidend, wie z. B. eine degressive und zeitlich befristete Ausrich-
tung der Vergutung bei Einspeisemodellen.

Abstract

It is the aim of this study to identify success conditions of instruments for the promotion of re-
newable energies in the electricity market. The basic assumption that the success of a cer-
tain promotion instrument mainly depends on the (external) framework conditions and on its
general and specific design is proved true.

Concerning the framework conditions five macro factors are identified. These include geo-
graphical factors respectively the individual starting position in energy policy as well as eco-
nomical, political, technical and cognitive factors.

Furthermore the general design of a promotion measure is responsible for its grade of effec-
tiveness. Again five main criteria are identified which influence the success of a promotion
instrument in a crucial way: long-term security for planning and investments, technology spe-
cific payment, location specific payment, compatibility with law and competition and adminis-
trative manageability.

Finally, several specific shapings within a respective promotion model are decisive for its
successful deployment for example a degressive and temporary limited payment in a feed-in
system.
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1 Darstellung und Diskussion der Instrumente zur Forderung
erneuerbarer Energien

Grundsatzlich sind verschiedene Einteilungen von Instrumenten zur Férderung erneuerbarer
Energien mdglich. Unter dem Begriff ,Instrumente” sind hier grundsatzlich alle Mallinhahmen
zu verstehen, die daflr geeignet sind, regenerative Energien zu férdern. Da in der Praxis ei-
ne Vielzahl von FérdermaBRnahmen Anwendung findet — Espey beispielsweise unterscheidet
institutionelle (v.a. ordnungspolitische Regelungen; Organisationen), finanzielle und men-
genbasierte Instrumente, sowie Fdérderprogramme und freiwillige MalRnahmen (vgl. Espey
2001: 26 ff.) — flieBen in die hier verwendete Einteilung Elemente aus verschiedenen Syste-
matisierungsansatzen ein, da eine allzu scharfe Abgrenzung nicht zweckmafig erscheint.

In der vorliegenden Studie wird als Grob- bzw. Makroraster lediglich nach angebots- und
nachfrageorientierten Forderinstrumenten unterschieden und diesen werden dann die wich-
tigsten, d.h. weit verbreitetsten Férdermalinahmen auf einer Unter- bzw. Mikroebene im Sin-
ne einer Auswahl zugeordnet. Unter einem angebotsorientierten Forderinstrumentarium wer-
den hier wiederum v.a. solche Instrumente unterschieden, die entweder den Preis oder aber
die Menge als instrumentelle SteuergréRe verwenden und damit die Produzentenseite beein-
flussen wollen. Bei preisbasierten Modellen stehen klar Einspeisevergitungsmalnahmen
und weitere Finanzierungshilfen in Form von Forderprogrammen im Mittelpunkt der Betrach-
tung, bei mengenbasierten Modellen werden sowohl Quoten- als auch Ausschreibungsrege-
lungen berucksichtigt. Hinsichtlich nachfrageorientierter Forderinstrumente stehen insbeson-
dere Angebote fir griinen Strom (Green Pricing), 6kologische Steuern und auch bestimmte
Ausgestaltungen eines Quotenmodells (Endkunde als Adressat) im Vordergrund. Damit soll
Uber die zunehmende Nachfrage durch Konsumenten der Anteil erneuerbarer Energien ge-
steigert werden. Darliber hinaus werden noch einige sonstige bzw. flankierende Férdermal3-
nahmen, wie Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstrationsprogramme, so genannte
SelbstverpflichtungsmalRnahmen bzw. Kooperationsldsungen, sowie institutionelle Instru-
mente wie ordnungspolitische Regelungen oder Organisationen zur Férderung erneuerbarer
Energien kurz beleuchtet, die sich grundsatzlich ebenfalls in angebots- und nachfrageorien-
tiert unterscheiden lassen.

Bei der Thematisierung der wichtigsten Forderinstrumente werden jeweils kurz die Historie,
das Ziel, die Funktionsweise und die Vor- und Nachteile der einzelnen Instrumente darge-
stellt.
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Abb. 1: Instrumente zur Férderung erneuerbarer Energien
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1.1 Angebotsorientierte FOrderinstrumente
1.1.1  Preisbasierte Instrumente

1.1.1.1 Einspeisevergutungsmodelle

Nach wie vor kénnen Einspeiseverglitungsmodelle als eines der weitverbreitetsten preisba-
sierten Instrumente zur Férderung erneuerbarer Energien bezeichnet werden, das in einer
wechselnden Anzahl von europaischen Landern Anwendung gefunden hat. Als Modelllander
gelten dabei:

e Deutschland (seit 1991),

e Spanien (seit 1994),

¢ Danemark (von 1992 bis Ende 2002),
e Frankreich (Seit Juni 2001).

Festpreissysteme sind darlber hinaus auch in unterschiedlichem Umfang in Kraft in:

¢ Portugal (seit 1988),

e der Schweiz (seit 1991),
e Griechenland (seit 1994),
e Luxemburg (seit 1994),

e Osterreich (seit 1998),

o Lettland (seit 1998),

o Estland (seit 1998),
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o Belgien (seit 1995, jedoch nur noch in geringem Umfang in Wallonien und Briissel)
e und den Niederlanden (seit 1989, noch immer in bestimmten Fallen).

Ehemals verwendeten auch ltalien (zwischen 1992 und 31.3. 1999) und Irland (bis Ende
1994) und Polen (zwischen 1993 und 1996) ein solches Férdermodell. Auch aufierhalb Eu-
ropas haben in jingster Zeit Lander Festpreisregelungen eingefiihrt, wie etwa Brasilien im
Juli 2001, oder denken zumindest Uber eine solche Regelung nach (Japan). Orientiert haben
sich dabei inner- wie aufereuropaische Lander v.a. auch an der aktuellen deutschen Rege-
lung, dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) vom 1.4.2000, das aus dem Stromeinspei-
segesetz von 1991 hervorgegangen ist und sich bereits als sehr erfolgreich im Sinne einer
moglichst breiten Unterstitzung alternativer Energien gezeigt hat.

Neben dem strategischen Ziel eines Einspeisemodells, die Kostendifferenz zwischen Rege-
nerativstrom und konventionell erzeugtem Strom durch die Beeinflussung des Preises so
weit wie maoglich zu verringern, enthielt das EEG im Interesse einer klareren Auslegung des
Gesetzes erstmals auch eine politische Zielnorm. Danach ist es das Ziel des EEG, eine
nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung entsprechend den Zielen der Europaischen
Union und der Bundesrepublik Deutschland zu ermdoglichen, indem der Anteil erneuerbarer
Energien am gesamten Energieverbrauch bis 2010 mindestens verdoppelt wird. In der Ge-
setzesbegrindung wurden dariber hinaus weitere Ziele genannt:

e Verringerung der Abhangigkeit von Energieimporten,
¢ Schaffung von Arbeitsplatzen,
e Impulsgebung fur Industrie und Landwirtschaft etc.
(vgl. Oschmann 2000: 460; siehe dazu auch Bechberger 2000: 43)

Kernelemente eines Festpreissystems sind zum einen eine Abnahmepflicht von Strom aus
erneuerbaren Energien seitens der Energieversorgungsunternehmen (EVU) und zum ande-
ren ein garantierter Abnahmepreis (eine Vergutungspflicht) (vgl. Bliem 2000: 52). Die konkre-
ten Bedingungen der Stromeinspeisung, wie etwa die Bandbreite der zu berticksichtigenden
Regenerativ-Technologien, Fragen der Netznutzung oder die jeweilige Hohe der Vergu-
tungssatze, unterliegen dabei meist einer gesetzlichen Regelung. Insbesondere die Vergu-
tung kann dabei auf unterschiedliche Weise festgelegt werden. So ist beispielsweise eine O-
rientierung der Vergltung an den vermiedenen Stromgestehungskosten aus konventionellen
Energietragern denkbar, die je nach Tages- bzw. Jahreszeit unterschiedlich ausfallen kénn-
te. Moglich ist auch eine Ableitung des Vergltungsniveaus aus dem durchschnittlichen
Strompreis der Endverbraucher, ein fester Vergltungssatz oder eine Kombination aus bei-
den (vgl. Espey 2001: 49). Zudem besteht die Moglichkeit, die Vergltungshdohe nach Erzeu-
gungstechnologie, Standort und Ertrag zu variieren, sowie zeitlich begrenzt und degressiv
auszugestalten, um eine Uberforderung bzw. Mitnahmeeffekte zu vermeiden.

Genauso wie bei anderen Forderinstrumenten sind auch mit der Einfihrung von Einspeise-
regelungen Vor- und Nachteile verbunden. Die wichtigsten Argumente, die von den Kritikern
einer solchen Regelung vorgebracht werden, sind dabei insbesondere die Gefahr mdglicher
Wettbewerbsverzerrungen, die vor allem durch die unterschiedliche geographische Vertei-
lung der Stromerzeugung aus regenerativen Energien hervorgerufen werden kénnen. So
hatten beispielsweise in Deutschland vor Einflhrung eines bundesweiten Belastungsaus-
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gleich die norddeutschen Stromkunden aufgrund vieler windreicher Kiistenstandorte einen
hdéheren Anteil an Mehrkosten der Stromerzeugung aus Windenergie zu tragen, als Strom-
kunden im Binnenland mit weniger Windkraftanlagen in ihrem Versorgungsgebiet. Ein weite-
rer wichtiger Streitpunkt bei Einspeisevergitungsregelungen ist stets die Struktur und Hohe
der Vergltung. So wird angefihrt, dass aufgrund der langfristig sicheren Vergutungssatze
kein wirklicher Anreiz zur Verringerung der Erzeugungskosten entsteht, da alle im Rahmen
eines Festpreismodells berticksichtigten Regenerativ-Technologien von der Vergutung profi-
tieren und somit kein Wettbewerb zwischen den Erzeugern von Strom aus erneuerbaren E-
nergien, z. B. um eigene Kunden oder um die generelle Berlcksichtigung bei der Vergutung
wie im Falle eines Ausschreibungsmodells, entsteht. Dies, so die Kritiker, fiihre letztlich auch
zu Innovationsdefiziten. Grundsatzlich wird bezlglich der Vergltungssatze auch kritisiert,
dass bei deren Festlegung weder die Tages- und Jahreszeiten, noch die zum Teil ver-
gleichsweise niedrige Leistungsverfigbarkeit der Erzeugungsanlagen bericksichtigt werde.
Bei fehlender Differenzierung der Vergutungssatze innerhalb der einzelnen Erzeugungstech-
nologien konnten auch keine unterschiedlichen Standortqualitdten insbesondere bei der
Windenergie berlicksichtigt werden. Im Vergleich zu so genannten Quotenmodellen beman-
gelt man bei Einspeiseregelungen meist auch die fehlende oder zumindest unsichere 6kolo-
gische Treffsicherheit. Schliellich gibt es seit der Einfuhrung eines solchen preisbasierten
Forderinstruments auch eine lebhafte Diskussion um seine Verfassungsmafigkeit sowie EU-
Rechtskonformitat. Zwar hat hier das Urteil des Europaischen Gerichtshofs vom 13.3. 2001
hinsichtlich des deutschen Stromeinspeisegesetzes Klarheit geschaffen, dass es sich nicht
um eine staatliche Beihilfe handelt. Dennoch wird v.a. in der EU-Wettbewerbskommission
und auch in der Literatur teilweise nach wie vor die Auffassung vertreten, dass die Zahlung
der Regenerativstromvergitung durch die Endkunden seitens des Staates festgelegt worden
sei und somit durchaus als Subvention verstanden werden kénne, was grundsatzlich mit
dem Wettbewerbsgedanken des europaischen Binnenmarktes unvereinbar sei! (vgl. Bliem
2000: 52; Espey 2001: 49f; Stail3 2000: 152 ff.).

Diesen kritischen Bemerkungen stellen jedoch die Beflirworter eines Einspeisevergiitungs-
modells eine Vielzahl von Argumenten gegenulber, die aus ihrer Sicht klar fUr eine solche
Regelung sprechen. Das Wichtigste ist dabei insbesondere die hohe Planungssicherheit fir
potenzielle Investoren dank der unbegrenzten Abnahmegarantie des Stroms aus erneuerba-
ren Energien zu einem festen Vergutungssatz. Insofern bieten Einspeisemodelle sowohl| auf
der Preis- als auch der Mengenseite diese hohe Planungssicherheit (vgl. Oppermann 2001:
11). Durch eine z. T. leistungs- bzw. ertragsspezifische sowie nach Erzeugungstechnologien
differenzierte Vergltung kénnen zudem im Rahmen eines Festpreissystems zwei grundle-
gende Probleme der Férderung regenerativer Energien ausgerdumt werden: Erstens erhal-
ten so alle Techniken zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien eine vergleich-
bare Entwicklungschance bis hin zur Massenproduktion bei gleichzeitig sinkenden Anlagen-
kosten (economy of scale). Zweitens verhindern differenzierte und moéglichst degressiv aus-
gestaltete Vergiitungssatze die Gefahr einer Uberférderung bzw. von Mitnahmeeffekten bei
bereits marktnahen Erzeugungstechnologien und wirken auch dem Vorwurf der staatlichen

1 So wurde auch gegen das EEG kurz nach seinem Inkrafttreten zunéchst ein Beihilfepriifverfahren der Européischen
Kommission eingeleitet. Diese hob den Beihilfeverdacht jedoch im Mai 2002 selbst auf.
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Beihilfe entgegen. Darliber hinaus sind Einspeiseregelungen auch aus administrativer Sicht
sehr positiv zu bewerten, da sie sich im Vergleich zu anderen Férderinstrumenten durch ei-
nen geringen burokratischen und regulativen Aufwand auszeichnen. Schliellich haben sich
solche preisbasierten Férderinstrumente als Uberaus effektiv und - zumindest auf den Kapa-
zitdtsausbau und die damit verbundene Erhéhung des Anteils erneuerbarer Energien an der
Stromerzeugung bezogen - auch kosteneffizient erwiesen. Beispielsweise wurden 1999 in
Deutschland, Danemark und Spanien, die zum damaligen Zeitpunkt alle Einspeisevergu-
tungsregelungen anwendeten, 60 mal mehr Windkraftkapazitaten installiert als in den Lan-
dern Grof3britannien, Frankreich und Irland mit Ausschreibungsmodellen. Genauso standen
Ende 1999 80 Prozent der in der gesamten EU installierten Windenergieleistung in diesen
drei Landern und waren 78 Prozent aller EU-weit errichteten Photovoltaikanlagen in
Deutschland und Spanien zu finden. Unbestritten haben bei solchen Erfolgen noch andere
Faktoren eine entscheidende Rolle gespielt, dennoch hatten die erwahnten Vorteile von
Festpreissystemen daran sicherlich einen nicht zu unterschatzenden Anteil (vgl. Bliem 2000:
52f; EEA 2001: 7; Espey 2001: 49ff.; Menanteau et al. 2001: 16; Stail3 2000: 152 ff.).

1.1.1.2 Finanzierungshilfen / Subventionen / Férderprogramme

Unter Finanzierungshilfen bzw. Subventionen im Sinne einer 6ffentlichen Leistung zur Forde-
rung erneuerbarer Energien sind allgemein:

e Steuervergunstigungen bzw. -befreiungen,
¢ Investitionsférderungen,

o verbilligtes Kapital,

e verbesserte Abschreibungsmoglichkeiten
e sowie Pramien und Boni

zu verstehen. Haufig werden diese finanziellen Mittel durch Férderprogramme bereitgestellt.
Finanzierungshilfen fir alternative Energieerzeugungstechnologien stellen generell eine we-
sentliche, teilweise die entscheidende Unterstlitzung flr die Realisierung von Investitions-
vorhaben in regenerative Energien dar. Zudem sind sie generell leichter durchsetzbar, da es
sich hierbei um Instrumente mit distributivem (verteilendem) Charakter handelt. Dennoch
sind sie nicht als Ersatz, sondern eher als wichtige Erganzungsmafnahmen von anderen
Forderinstrumenten zu verstehen (Policymix). Auch hierbei ist die HOhe und der Umfang die-
ser finanziellen Zuwendungen von der Prioritat der Forderung erneuerbarer Energien eines
Landes und von der Marktreife der jeweiligen Technologie abhangig.

Investitionskostenzuschiisse beispielsweise, in Form von Festbetragen oder prozentualen
Hoéchst- und Mindestbetragen, eignen sich besonders flr einen zeitlich befristeten Einsatz,
z.B. zur Markteinfihrung, wobei gerade kleine, noch marktferne und somit noch teure Erzeu-
gungstechnologien wie die Photovoltaik am stéarksten von diesen profitieren. Auch Kapital-
vergunstigungen wie zinslose bzw. vergunstigte Darlehen (oder Blrgschaften) stellen eine
weitere wichtige Finanzierungshilfe dar, die je nach Bedurfnis des Kredithehmers in ihrer
Laufzeit, Tilgungsart und Zinshdhe angepasst werden kénnen. Subventionen im Bereich der
erneuerbare Energien besitzen insbesondere hinsichtlich der Technologieentwicklung und
der Schaffung von Infrastruktur einen hohen Stellenwert. Generell sind mit Finanzierungshil-
fen unterschiedlich hohe Informations- und Transaktionskosten verbunden, die es nach Mog-
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lichkeit zu reduzieren gilt (vgl. Bliem 2000: 58 f; Fischedick et al. 2000: 217 ff.; Espey 2001:
45 ff.).

1.1.2 Mengenbasierte Instrumente

1.1.2.1 Angebotsorientierte Quotenregelung

Erstmals im nationalen Rahmen wurde ein Quotenmodell zur Senkung von Schadstoffemis-
sionen in den USA eingeflihrt. Die Administration des Prasidenten George Bush sen. be-
schritt mit dem Clean Air Act 1990 einen neuen Weg zur Senkung der Schwefeldioxidemissi-
onen, nachdem bei der Bekampfung der Vorlaufersubstanzen des sauren Regens durch ein
verscharftes Genehmigungsrecht keine Erfolge erzielt worden waren (Mez/Piening 2000: 2).
In den Niederlanden wurde auf Basis einer freiwilligen Vereinbarung zwischen der Regierung
und der Energiewirtschaft von 1998 bis Mitte 2001 ein Zertifikathandel durchgefuhrt (Reiche
2002: 52 f.). Die Regierung von Danemark beschloss 1999, von den geltenden Zuschussre-
geln auf ein Quotenmodell mit handelbaren Zertifikaten umzusteigen, und auch in GroR3bri-
tannien, ltalien, Flandern/Belgien (Lauber 2001: 11) und Schweden (STEM 2002: 16) werden
ahnlich Plane verfolgt.

Ziel einer solchen Regelung soll es sein, den Anteil der erneuerbaren Energien am Strom-
verbrauch auf eine mdglichst marktkonforme Weise? zu erhohen und so Kohlenstoffdioxid-
emissionen zu verringern. Durch den Einsatz von marktwirtschaftlichen Mitteln (Angebot und
Nachfrage) soll erneuerbare Energie zu mdoglichst glinstigen Preisen bereitgestellt werden,
was auch ihre Akzeptanz erhéhen soll (Fischedick et al. 2000: 142 f.; Menanteau et al. 2001:
8 ff.).

Kernelement einer Quotenregelung ist die staatliche Festsetzung einer Menge oder eines
Anteils erneuerbarer Energie, die eine zu bestimmende Gruppe von Akteuren - Produzenten,
Zwischenhandler, Netzbetreiber oder Verbraucher (vgl. dazu Abschnitt 2.2.1 zu nachfrage-
orientierter Quote) - innerhalb eines bestimmten Zeitraums herzustellen, zu verkaufen, auf-
zunehmen oder zu kaufen hat. Nach Menanteau sollte die Quotenfestlegung dabei maRvoll
sein, um zu hohe anfangliche Zertifikatspreise zu vermeiden, eine stetige Steigerung sei a-
ber nétig, um einen Zubau regenerativer Erzeugungskapazitaten anzuregen (Menanteau et
al. 2001: 19). Um die Einhaltung der Mengenverpflichtung zu kontrollieren, wird der Strom
aus vorher als forderwurdig definierten regenerativen Quellen zertifiziert. Die Zertifizierung
kann durch eine unabhangige Organisation oder durch die Erzeuger selbst (lUberprifbar
durch die Einspeisemessdaten) erfolgen. Anhand der Zertifikate muss der in der Pflicht ste-
hende Akteur an einem festgelegten Stichtag nachweisen, dass er seinen Quotenverpflich-
tungen nachgekommen ist, die entsprechenden Zertifikate werden eingezogen. Gegen Ak-
teure, die ihren Verpflichtungen nicht nachgekommen sind, werden Sanktionen verhangt.

2 Die Auffassung, eine Quotenregelung sei aufgrund der Tatsache, dass die Preisbildung durch Angebot und Nachfrage er-
folgt, besonders marktkonform, wird von ihren Befiirwortern wie der OECD vertreten (OECD 2001: 196), von Kritikern a-
ber mit Hinweis auf héhere Transaktionskosten und andere Nachteile vehement bestritten. Wenn in dieser Studie im Zu-
sammenhang mit der Preisbildung durch Angebot und Nachfrage von Markkonformitat gesprochen wird, unterstellen die
Autoren damit keineswegs, dass andere Forderinstrumente nicht marktkonform seien.
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Zwei Grundvarianten der Quotenregelung sind maoglich: Die Verpflichtung zur physischen
Abnahme zertifizierten Stroms, wodurch ein separater Markt fur grinen Strom entsteht (vgl.
Drillisch 2001: 80 f.) und die Mdglichkeit, die Verpflichtungen mit frei handelbaren Zertifikaten
(im Idealfall erfolgt der Handel an einer Zertifikatsbérse) zu decken. Natirlich bleibt auch
noch die Mdglichkeit, den regenerativen Strom selbst zu produzieren. Wenn die physische
Abnahme von regenerativem Strom vorgeschrieben ist, verteuert sich griiner Strom fir Ab-
nehmer, die in Regionen leben, in denen zu wenig Strom aus regenerativen Quellen produ-
ziert wird, weil zusatzlich zu den Kosten fiir die Stromerzeugung Durchleitungsentgelte anfal-
len. Eine Regelung mit handelbaren Zertifikaten fuhrt dazu, dass zwei Merkmale des regene-
rativen Stroms entkoppelt werden: seine physikalischen Eigenschaften als Strom, der sich
nicht von Strom aus Kohle- oder Atomkraftwerken unterscheiden lasst, und der Nutzen fur
die Umwelt. Der Strom tritt in Wettbewerb mit dem Strom aus anderen Energiequellen, sein
Preis wird marktkonform aus Angebot und Nachfrage gebildet, der unterschiedlichen Ein-
speisecharakteristik wird dabei Rechnung getragen (Strom aus Windkraftanlagen fallt an,
wenn Wind weht; Biomassekraftwerke konnen ihre Produktion an die Nachfrage anpassen).
Die Tatsache, dass regenerative Energieerzeugung gegeniber konventioneller noch nicht
voll wettbewerbsfahig ist, wird dadurch ausgeglichen, dass die Erzeuger von regenerativem
Strom neben dessen Verkauf eine weitere Einnahmenquelle erhalten, namlich die Erlése aus
dem Verkauf von Zertifikaten, wodurch sie fir die Vermeidung von Umweltbelastungen und
daraus resultierenden Kosten, die bei konventioneller Stromerzeugung entstanden waren,
entlohnt werden. Regenerative Energie wird da erzeugt, wo der Einsatz der jeweiligen Tech-
niken am wirtschaftlichsten ist, die Zusatzkosten, die flr die Umweltentlastung anfallen, wer-
den dagegen gleichmaRig verteilt (Menanteau 2001: 18 f.).

Verschiedene Arten regenerativer Stromerzeugung unterscheiden sich in Umweltvertraglich-
keit und Marktreife. Technologien kdnnen aufgrund ihrer Umwelteffekte mehr oder weniger
erwlnscht sein und je nach Marktreife mehr oder weniger Forderung bendtigen. Photovol-
taikanlagen kdonnen auf absehbare Zeit nicht betriebswirtschaftlich kostendeckend arbeiten,
wahrend dies fur Windkraftanlagen an besonders glinstigen Standorten durchaus mdglich
ist. Mitnahmeeffekte, d. h. die Férderung von Anlagen, die auch ohne eine solche errichtet
worden waren, weil sie auch so kostendeckend arbeiten, missen vermieden werden. Um die
Verteilung von Mitteln zwischen den unterschiedlichen Technologien zu steuern, kénnen
zum einen Wertigkeitsfaktoren festgelegt werden. Das bedeutet, dass Anlagen, die beson-
ders gefordert werden sollen, pro erzeugter Kilowattstunde (kWh) mehr Zertifikats-kWh an-
gerechnet bekommen, als Anlagen, die als weniger foérderwtirdig gelten. Der Betreiber einer
Photovoltaikanlage kdnnte beispielweise pro erzeugter Kilowattstunde Solarstrom 1,5 Kilo-
wattstunden zertifiziert bekommen, wahrend der Betreiber einer Windkraftanlage pro Kilo-
wattstunde lediglich Zertifikate fir 0,8 Kilowattstunden erhalt. Durch Wertigkeitsfaktoren lasst
sich die Verteilung der Fordermittel gut verfeinern, ihr Einsatz senkt allerdings die Transpa-
renz, da die vergltete Strommenge nicht mehr der eingespeisten entspricht. Eine andere
Methode, einen Ausgleich zwischen den verschiedenen regenerativen Erzeugungstechnolo-
gien herzustellen, ist das Festlegen von Teilquoten fir jede einzelne Erzeugungsart. Da-
durch entstehen mehrere Teilmarkte fur regenerative Energie; die schwacheren Technolo-
gien mussen sich nicht gegen die starkeren behaupten. Nachteil einer Festlegung von Teil-
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quoten ist, dass durch die Aufsplittung des Marktes flir griinen Strom zusatzliche Transakti-
onskosten entstehen. AuRerdem wirden die meisten Teilmarkte innerhalb des ohnehin noch
relativ kleinen Okostrommarktes nicht die notwendige Mindestgroie besitzen, um Uberhaupt
wirksamen Wettbewerb entfalten zu kénnen (AG Oko-Institut et al. 2001: 76).

Gegen Verpflichtete, die ihre Quotenverpflichtungen nicht einhalten, werden Sanktionen in
Form einer Geldstrafe verhangt. Diese kann entweder prozentual am durchschnittlichen Zer-
tifikatspreis orientiert sein (z. B. 150 %) - dafiir missen die Zertifikate an einer Bérse gehan-
delt werden - oder die Pénale kann eine feste Geldsumme betragen, wodurch gleichzeitig ei-
ne Obergrenze fur den Zertifikatspreis festgelegt wird (vgl. Espey 2001: 57). Um starken
Schwankungen der Zertifikatspreise vorzubeugen, kann es erlaubt werden, Zertifikate aufzu-
sparen — das so genannte Zertifikatsbanking - oder einen Teil der jahrlichen Verpflichtungen
mit Zertifikaten des nachsten Jahres oder der nachsten Jahre — Borrowing genannt - zu de-
cken (Drillisch 2001: 157 ff.).

Der Hauptnachteil des Quotensystems ist die Unsicherheit, die es, verglichen mit einer Min-
destpreisregelung, fur die Erzeuger von regenerativer Energie mit sich bringt. Darunter lei-
den besonders die kleinen/privaten Anbieter von Regenerativstrom. Anstelle der groRen E-
nergieversorger tragen beim Zertifikats- und Stromhandel sie das unternehmerische Risiko.
Zudem treten erhebliche3 Transaktionskosten auf, deren Héhe je nach Ausgestaltung der
Quotenregelung schwankt. Wird dagegen, um die Transaktionskosten niedrig zu halten, auf
eine unterschiedliche Wertung der verschiedenen Erzeugungstechnologien verzichtet, so
werden Technologien, die noch weiter von der Marktreife entfernt sind, durch solche, die sich
schon nahe an der Konkurrenzfahigkeit gegeniber konventionellen Erzeugungstechnologien
befinden, ausgegrenzt (Fischedick et al. 2000: 143).

1.1.2.2 Ausschreibungsmodelle

Neben Quotenmodellen (mit Zertifikatshandel), als dem zur Zeit wohl prominentesten men-
genbasierten Forderinstrument flr erneuerbare Energien, fand schon zuvor eine weitere,
grundsatzlich auch an der Menge als Steuerungsgréf’e ansetzende Regelung Anwendung,
die in ihrer Ausgestaltung teilweise zu einer Synthese von Quotenmodell und Einspeiserege-
lung flhrt. Die Rede ist von Ausschreibungsmodellen bzw. Bieterwettbewerben. Diese wur-
den schon seit 1990 in Grof3britannien (bis Ende Marz 2002) sowie seit 1995 auch in Irland
und von 1996 bis Juni 2001 in Frankreich angewendet und zéhlen damit zu den altesten be-
reits praktizierten Férderinstrumenten fir regenerative Energien.

Ziel von Ausschreibungsverfahren ist es allgemein, die Preise des Regenerativstroms so
weit wie moglich zu senken und auf der Produzentenebene Wettbewerb auszulésen. Dieser
soll dadurch gewahrleistet werden, indem die Erzeuger von Strom aus alternativen Energien
innerhalb von Ausschreibungsrunden um die Deckung eines zuvor festgelegten Mengenkon-
tingentes konkurrieren. Die Bieterwettbewerbe und dessen Modalitdten (Zuwendungsart, be-
ricksichtigte Regenerativtechnologien, Vergutungslaufzeit, Menge der Gesamtkapazitat, Art
des Bieters, etc.) werden dabei meist von einer staatlichen Behdrde festgelegt, die die Aus-
schreibung in regelmaRigen Abstanden wiederholt. Nach Ende einer Ausschreibung werden

3 Ganz besonders in kleinen Strommérkten.
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dann alle Angebote beriicksichtigt, die entweder einen zuvor festgelegten Preis unterschrei-
ten, oder alle Anbieter mit den glinstigsten Preisen bis zur Erreichung der durch das Budget
der Ausschreibungsrunde limitierten Mengenobergrenze. Die Gewinner einer Ausschreibung
bekommen dann die Abnahme des Stroms aus erneuerbaren Energien zu vertraglich festge-
legten Konditionen fur eine bestimmte Dauer garantiert. Der aufgenommene Regenerativ-
strom wird anschlieend von der zustandigen Behdrde zu Marktpreisen weiterverkauft und
die bestehende Preisdifferenz zwischen vertraglich festgelegtem Preis und Marktpreis durch
eine nationale Stromabgabe ausgeglichen, etwa durch eine Steuer, wie z. B. in Gro3britan-
nien wahrend des Systems der Non-Fossil Fuel Obligations (NFFO).

Als Vorteil von Ausschreibungsmodellen wird insbesondere die Mdglichkeit der flexiblen
Ausgestaltung des Systems an sich gewertet. So kann sowohl die zu erreichende Regenera-
tivquote als auch die Zusammensetzung der zu beriicksichtigenden Erzeugungstechnologien
oder die Vertragslaufzeit in jeder neuen Bieterrunde neu bestimmt werden. Zudem findet der
Wettbewerb auf der Ebene der Alternativstromerzeuger statt, die um den Zuschlag bei einer
Ausschreibung miteinander konkurrieren, was grundsatzlich Innovationsanreize vergrofRert
und flr eine kontinuierliche Senkung der Strompreise sorgt. Aufierdem kann durch zuvor
festgelegte unterschiedliche Anteile der einzelnen Erzeugungstechnologien an der Gesamt-
quote ein Mix aus erneuerbaren Energien erreicht und dadurch ein Verdrangungswettbewerb
zwischen den unterschiedlichen Erzeugungsarten vermieden werden.

Andererseits weisen Bieterwettbewerbe auch eine ganze Reihe von Nachteilen auf, die sich
v.a. bei ihrer praktischen Umsetzung gezeigt haben. Zu nennen ist hier insbesondere die ge-
ringe Planungssicherheit fir potenzielle Investoren, die sich aus der zum Teil erheblichen
Ungewissheit ergibt, bei einer Ausschreibungsrunde bericksichtigt zu werden. Wegen des
systemimmanten Konkurrenzdrucks kam es in der Vergangenheit vielfach vor, dass Bieter
nicht realisierbar niedrige Angebote abgeben, wozu fehlende Sanktionen ermuntern.

In der Praxis hat sich zudem herausgestellt, dass erfolgreiche Bieter die ihnen vertraglich
zugesicherten Kapazitaten teilweise nicht erfullen konnten, da es ihnen oftmals nicht gelang,
alle Genehmigungen und Voraussetzungen fiir den Bau einer Anlage zu erhalten. Dadurch
wird das angestrebte Quotenziel haufig weit verfehlt, was sich einerseits 6kologisch nachtei-
lig auswirkt, v.a. aber auch die Herausbildung einer eigenen Herstellerindustrie erschweren
und Innovationen hemmen kann. Darlber hinaus ist ein Ausschreibungsverfahren mit gro-
Rem burokratischen und kostspieligen Aufwand sowohl fur Betreiber als auch Behdrden (fur
die Stromabgabe, Ausschreibung und deren Evaluation) verbunden. Manche Kritiker eines
Bieterwettbewerbs entgegnen der Auffassung, mit einer Quotenfestlegung werde eine héhe-
re 6kologische Treffsicherheit erreicht, dass dadurch vielmehr eine natirliche Marktentwick-
lung verhindert werde. Durch den enormen Kostendruck kommen schlielich oft nur groRe
und finanzstarke EVU zum Zuge, die hauptsachlich GroRRprojekte mit der glinstigsten Tech-
nologie an landschaftlich haufig sensiblen Gebieten umsetzen, was meist enorme Akzep-
tanzprobleme der ortsansassigen Bevolkerung mit sich bringt (vgl. Bliem 2000: 56 f; Espey
2001: 52 ff.; Landgraf et al. 2000: 68 f.; Menges 1998: 22 f; Scheer 1998: 6).
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1.2  Nachfrageorientierte Forderinstrumente
1.2.1  Preisbasierte Instrumente

1.2.1.1 Gruner Strom / Green Pricing

Griine Stromangebote basieren auf der Bereitschaft von Energieverbrauchern einen freiwilli-
gen Betrag zugunsten erneuerbarer Energien zu leisten. Eine Mdglichkeit dazu sind grine
Tarife — d. h. die Verbraucher Ubernehmen die Mehrkosten, die bei der Erzeugung erneuer-
barer Energie im Vergleich zu konventioneller Stromerzeugung anfallen und erhalten daflr
Okologisch erzeugten Strom. Solche Angebote gibt es sowohl von etablierten Stromerzeu-
gern als auch von neuen Akteuren in Form spezialisierter Okostromhandler. Dies erfordert
eine Ausgestaltung der Strommarktliberalisierung, die auch Haushaltskunden die freie Wahl
des Anbieters ermdglicht (siehe dazu Kasten unten). Es bildet sich ein Markt flr grinen
Strom, der sich physikalisch nicht von anderem Strom unterscheidet, aber eine besondere
Qualitat besitzt: nicht auf umweltschadigende Weise hergestellt worden zu sein. Die ver-
schiedenen Anbieter definieren dkologischen Strom allerdings unterschiedlich. Umstritten ist
vor allem eine Limitierung bei der Grofle von Wasserkraftanlagen und Strom aus Mull-
verbrennung. Problematisch ist auch, besonders bei Angeboten konventioneller Stromerzeu-
ger, dass es schwer zu Uberprifen ist, ob Stromkunden wirklich regenerativen Strom aus
neuen Anlagen erhalten. Um Sicherheit in punkto Zusammensetzung bzw. Herkunft des O-
kostroms zu gewabhrleisten, sollte eine ,Zertifizierung des Angebots mit der Vergabe eines
entsprechenden Labels” (Espey 2001: 71) eingeflhrt werden. Dabei sind staatlich kontrollier-
te Label wie in Holland, private wie in Deutschland (TUV, Oko-Institut, Verein ,Griines Strom-
label“) oder transnationale wie das RECS-System mdglich4. Je nach nationaler Ausgestal-
tung der Liberalisierung des Strommarktes kénnen zusatzlich zu den sowieso schon hdéheren
Okostrompreisen Kosten fiir den Zugang zum Kunden anfallen (Durchleitungsgebiihren,
Kosten flir die Anschaffung neuer Stromzahler). Erhéht werden kann die Wettbewerbsfahig-
keit griinen Stroms durch eine Besteuerung der konventionellen Stromerzeugung (Espey
2001: 70).

Stand der Strommarktliberalisierung in der Europaischen Union

Innerhalb der EU haben Deutschland, Finnland, GroBbritannien, Osterreich
und Schweden ihre Markte bereits zu 100 Prozent geoffnet, in Danemark be-
tragt der Marktoéffnungsgrad 90 Prozent. Es folgen mit einigem Abstand Spa-
nien (45%), Belgien (35%), die Niederlande (33%) und schlieBlich Frankreich,
Italien, Portugal, Irland und Griechenland, die lediglich die von der EU per
Richtlinie festgelegte Mindestquote von 30 Prozent Marktéffnungsgrad erful-
len. Luxemburg hat die Richtlinie noch nicht umgesetzt (FAZ 25.4. 2002: 16).

4 Um einem internationalen Zertifikathandel den Weg zu ebnen, bieten mehrere Dutzend européische Firmen, vor allem
Energieversorger, ihren Kunden Uber das ,Renewable Energy Certificate System” (RECS) die Mdglichkeit freiwillig Oko-
stromzertifikate zu erwerben. RECS-Zertifikate werden von Priifgremien in den Teilnehmerlandern (Deutschland, Italien,
den Niederlanden, GroRbritannien, Schweden, Norwegen und Finnland) beglaubigt. In Deutschland Ubernimmt u. a. der
TUV diese Aufgabe (Bernreuter 2001: 50 ff.; vgl. auch www.recs.org ).
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1.2.1.2 Okologische Steuern

Steuern sind nicht zweckgebundene Einnahmen des Staates. Durch eine Besteuerung von
umweltschadlicher Stromerzeugung kann konventioneller Strom verteuert werden, was in der
Regel zu einer Senkung des Stromverbrauchs fihrt und auflerdem fir Strom aus regenerati-
ven Quellen, wenn er von der Besteuerung ausgenommen ist, einen Wettbewerbsvorteil be-
deutet. Ein zusatzlicher Nutzen entsteht, wenn, wie in den Niederlanden der Fall, das Auf-
kommen aus der Steuer ganz oder teilweise fiir die Férderung erneuerbarer Energien einge-
setzt wird. Auf dem Wege der dkologische Besteuerung werden Kosten, die durch konventio-
nelle Stromerzeugung entstehen, nach dem Verursacherprinzip internalisiert (Espey 2001:
40).

1.2.2 Mengenorientierte Instrumente

1.2.2.1 Nachfrageorientierte Quotenregelung

Die nachfrageorientierte Quotenregelung funktioniert ahnlich wie die angebotsorientierte Va-
riante: Eine Mindestquote erneuerbarer Energie wird festgelegt, allerdings mit dem Unter-
schied, dass die Endverbraucher zur Quotenerfillung verpflichtet werden. Die Endverbrau-
cher zu Quotenverpflichteten zu machen, bietet sich insofern an, als dies dem Verursacher-
prinzip entspricht. Auf liberalisierten Markten besteht, wie bei dem angebotsorientierten Mo-
dell, ein Anreiz zur Kostenminimierung, da Verbraucher den glnstigsten Zertifikatsanbieter
wahlen kdnnen.

Aus Grinden der Praktikabilitdt und um einen Anstieg der Transaktionskosten aufgrund der
grolien Zahl der Endverbraucher zu vermeiden, sollte den Verbrauchern das Recht einge-
raumt werden, ihre Verpflichtung an ihren Energielieferanten zu delegieren. In diesem Fall
beeinflusst die Summe aus Energie- und Zertifikatspreisen die Entscheidung der End-
verbraucher zur Wahl des Energielieferanten (Drillisch 2001: 75 ff.).

1.3  Flankierende MalRnahmen/ Sonstige Instrumente

Neben den erwédhnten preis- und mengenbasierten Forderinstrumenten sind hier noch einige
flankierende Malinahmen bzw. sonstige Instrumente zu nennen, wie z.B. die Férderung von
Forschung und Entwicklung, Selbstverpflichtungserklarungen oder institutionelle MafRnah-
men in Form von ordnungspolitischen Regelungen oder Organisationen zur Férderung er-
neuerbarer Energien, die sich grundsatzlich ebenfalls in angebots- und nachfrageorientiert
unterscheiden lassen.

1.3.1  Forschung und Entwicklung, Exportférderung und
Entwicklungszusammenarbeit

Einen wichtigen Beitrag zur Foérderung erneuerbarer Energien leisten Manahmen der For-
schung und Entwicklung (FUE) sowie der Demonstration, die die kontinuierliche Verbesse-
rung und Verbreiterung der technologischen Basis sowie die Unterstitzung von Vermarktung
und Export von Erzeugungstechnologien auf Basis regenerativer Energien zum Ziel haben.
Mit FuE-MaRnahmen konnten bereits eine Vielzahl entsprechender Erzeugungsarten zur
Einsatzreife gebracht und somit der Grundstein fur die kommerzielle ErschlieBung und Nut-
zung des Energiemarktes durch alternative Energien gelegt werden. Zudem haben FuE-
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Programme oftmals die vorhandene Licke zur breiten Markteinfiihrung erfolgreich (ber-
briickt.

Far nachhaltige Stabilitdt und ein Wachstum der Markte flr regenerative Energien ist grund-
satzlich auch eine verstarkte Exportférderung sowie eine deutlichere Integration in die Ent-
wicklungszusammenarbeit von groRer Relevanz. Denn oft herrschen in den potenziellen Im-
portlandern bereits Bedingungen vor, die die verstarkte Expansion erneuerbarer Energien
beglnstigen, wie steigender Energiebedarf, gutes Angebot an natlrlichen Energiequellen
und noch formbare Energieinfrastrukturen. Darliber hinaus ist eine effektive Klimaschutzpoli-
tik auch davon abhéangig, ob dort eine rasche und umfassende Diffusion der alternativen E-
nergieerzeugungstechnologien statt findet (vgl. Fischedick et al. 2000: 224 ff.;).

1.3.2 Selbstverpflichtungserklarungen/ Kooperationslosungen

Kooperationslésungen sind ,freiwillige®, oft im ,Schatten der Hierarchie“ (Scharpf 1991) ge-
troffene Vereinbarungen von Teilen der Wirtschaft mit dem Staat Uber die Unterlassung oder
Reduzierung umweltbelastender Aktivitaten oder die Durchfihrung von Umweltschutzmal}-
nahmen. Dabei wird ein Ziel festgelegt, z. B. eine Emissionssenkung um einen bestimmten
Prozentsatz. Wie die einzelnen Verpflichteten ihren jeweiligen Anteil an der Vereinbarung er-
fullen sollen, bleibt aber jedem einzelnen Unternehmen selbst berlassen. Die Verbindlich-
keit von Selbstverpflichtungserklarungen variiert von ,Uberhaupt nicht verbindlich® bis zur
Einklagbarkeit der Vereinbarung vor Gericht®. Dies ist in den Niederlanden der Fall, wo im
Zuge der Umweltplanung zwischen den zustandigen Behdrden und Verursachern Abkom-
men mit Vertragscharakter (sog. Convenants) geschlossen werden. Dabei ist es allerdings
unublich, die Erfullung tatsachlich vor Gericht einzuklagen. Je nach Ursache fur die Nichter-
fullung von Vereinbarungen zeigen sich die Behoérden, wenn beim entsprechenden Betrieb
eine ungunstige wirtschaftliche Situation vorliegt, kulant, wahrend Unternehmen, die Verein-
barungen mutwillig brechen, im Zusammenspiel mit lokalen Behérden Uber ordnungspoliti-
sche Malinahmen zur Erfillung ihrer Zusagen gezwungen werden (Bergius 2001: 251; Rei-
che 2002: 63).

Die Vorteile solcher Erklarungen liegen darin, dass innerhalb der Gruppe der Verpflichteten
mit der jeweils kostenglinstigsten Methode die Anforderungen erflillt werden kénnen. Diese
Freiheit macht ein solches Abkommen, wenn es denn zustande kommt, zu einem besonders
marktkonformen Instrument, dass sehr flexibel gehandhabt werden kann. Eine verhandelte
Ldsung eines Umweltproblems bietet weiterhin den Vorteil, schneller einsetzbar zu sein als
ordnungsrechtliche Regelungen. Fir die Wirtschaft bietet eine Kooperation aulerdem den
Vorteil, dass eine freiwilliges Einlenken auch einen Imagegewinn bedeuten kann. Der Staat
profitiert im Gegenzug davon, dass ihm durch das eigenstandige Tatigwerden der Industrie
finanzieller und administrativer Aufwand sowie eine politische Auseinandersetzung erspart
bleiben. Bei unglnstiger Ausgestaltung kénnen sich die Vorteile auch leicht zu Nachteilen
verkehren. Eine fehlende Verbindlichkeit kann dazu fiihren, dass Selbstverpflichtungserkla-
rungen zur Abwehr- oder Verzégerungsstrategie gegen wirksame umweltpolitische Mal}-
nahmen werden (Geldsetzer 2001: 25 ff.; Wicke 1993: 270 ff.).

5 Geldsetzer spricht in einem solchen Fall von ,Selbstbindungsabkommen* (Geldsetzer 2001: 25)
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1.3.3 Institutionelle MalRnahmen

1.3.3.1 Ordnungspolitik

Unter Ordnungspolitik sind die Eingriffe des Staates in Form von Ge- und Verboten, ausge-
drickt in Gesetzen und Verordnungen, zu verstehen. Espey unterscheidet ordnungspoliti-
sche Malinahmen in direkte und indirekte. Direkte MaRnahmen setzen den unmittelbaren
Rahmen der erneuerbaren Energiepolitik.

Ordnungspolitik von indirekter Wirkung setzt Rahmenbedingungen in anderen Politikberei-
chen, die auch Auswirkungen auf die erneuerbaren Energien haben kénnen. Am nahelie-
gendsten sind Regelungen der allgemeinen Energiepolitik beispielsweise zu Genehmigungs-
verfahren, Raumordnungsvorschriften, Liberalisierung, Deregulierung oder Netzzugangsre-
gelungen. Auf Grund der Wichtigkeit, die der Versorgungssicherheit im Energiebereich zu-
gemessen wird, kommt diesem Bereich in den meisten Landern ein hohes Mal} an ord-
nungspolitischer Regulierung zu. Die allgemeinen Regelungen treffen meist auch auf den
Bereich der erneuerbaren Energien zu.

Im Weiteren kdnnen Regelungen aus Gebieten wie Umwelt- und Landschaftsschutz,
Baurecht oder auch Mietrecht eine Auswirkung auf regenerative Energien haben (Espey
2001: 28).

1.3.3.2 Organisationen zur Férderung erneuerbarer Energien

Neben dem ordnungspolitischen Instrumentarium wie der Verankerung von Zielvorstellungen
in Gesetzen, Rahmenplanen und Programmen sind hinsichtlich der institutionellen MalRnah-
men im Bereich der flankierenden Instrumente auch noch Organisationen wie Ministerien,
Behdrden, Beratungsstellen etc. notwendig, um eine zielsichere Umsetzung der Férdermal}-
nahmen flr erneuerbare Energien zu gewabhrleisten.

Man unterscheidet dabei:

Supranationale Organisationen,
nationale Organisationen,
regionale Organisationen
nichtstaatliche Organisationen.

Zwar ist es bisher im Bereich der erneuerbaren Energien auf internationaler Ebene noch
nicht wie in der Atompolitik (Internationale Atomenergiebehérde) gelungen, ein, hauptsach-
lich mit Vertretern nationaler Regierungen besetztes Gremium zur verbesserten Koordination
der weltweiten Foérderaktivitaten einzurichten. Jedoch gibt es in jlingster Zeit klare Bestre-
bungen in diese Richtung, sowohl auf Gberstaatlicher Ebene mit der Griindung einer Interna-
tionalen Agentur fiir Erneuerbare Energien (IRENA),8 als auch auf nichtstaatlichem Level mit
dem Weltrat fiir Erneuerbare Energien (WCRE)’. Auf nationaler und regionaler Ebene sind
hier neben den zustandigen Ministerien insbesondere Energieagenturen zu nennen, denen
v.a. einen wichtige Informationsfunktion in Sachen Stromeinsparung und rationeller Energie-

6 Siehe dazu auch: www.eurosolar.org/download/IRENA_Memo_Deutsch.pdf
7 Siehe dazu auch: www.world-council-for-renewable-energy.org
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verwendung zukommt, wie etwa der niederlandischen NOVEMS oder der Deutschen Ener-
gieagentur (DENA).® Zudem spielen auch die einzelnen Branchenverbande der erneuerba-
ren Energien flr die Schaffung von Akzeptanz bei Politik und Bevdlkerung eine wichtige Rol-
le (vgl. Espey 2001: 28 ff.; Mez 2001: 3; Solarzeitalter 1/01: 23 und 3/01: 53).

1.3.3.3 Verbesserung der Datenbasis

Zur starkeren Verankerung erneuerbarer Energien im Strommarkt, kdnnen auch Malinah-
men zur Verbesserung der Datenbasis im statistischen und informatorischen Bereich von
Bedeutung sein. In Energiebilanzen werden erneuerbare Energien oft unter ,Sonstiges* zu-
sammengefal’t und dadurch eine klare Abgrenzung zu anderen Energietragern bzw. Ener-
gieerzeugungsarten (z. B. Mullverbrennung) erschwert. Dies konnte durch eine entspre-
chende Erweiterung von Informationsdatenbanken zu Technik, Systemen und Genehmi-
gungsverfahren behoben werden (vgl. Fischedick et al. 2000: 217 ff.).

1.3.3.4 Vermarktungsinstrumente

Um die groBe Anzahl der Akteure gleichberechtigt und wirkungsvoll einzubinden und dem
dezentralen Charakter erneuerbarer Energien gerecht zu werden, kommt dem Einsatz ada-
quater Vermarktungsmethoden eine steigende Bedeutung zu. Dies umfaft den Bérsenhan-
del von grunem Strom und Biobrennstoffen, die Schaffung von Akteursverblinden bzw.
Netzwerken, Nachfrageblindelung (procurement) und besonders die Zertifizierung von Anla-
gen, der Energieproduktion und der jeweiligen Ausbildungsgange (vgl. Fischedick et al.
2000: 217 ff.).

2 Der regulative Kontext der Europaischen Union (EU) bezuglich
der Forderung von Strom aus erneuerbaren Energien

Grundsatzlich bewegt sich die Energiepolitik der EU im Spannungsfeld nationaler und euro-
paischer Rechtsetzung. Zwar fullt durch die Grindung der Europaischen Gemeinschaft fir
Kohle und Stahl (EGKS) im Jahre 1951 die gesamte weitere Entwicklung der heutigen EU
auf einer energiepolitischen Zielsetzung. Dennoch war der Wille der Mitgliedstaaten, Kompe-
tenzen im Energiebereich an die Gemeinschaft zu Ubertragen, stets gering. Dies lag insbe-
sondere an den verschiedenen nationalen Hauptenergiequellen (wie beispielsweise in Frank-
reich Atomkraft, in Deutschland Kohle, in Osterreich Wasser und in den Niederlanden Gas)
und den daraus resultierenden abweichenden Interessenlagen. Daher enthdlt das Primar-
recht'® und hier v.a. der EG-Vertrag (einschlieRlich seiner zahlreichen Anderungen und Er-
ganzungen durch die Vertrage von Maastricht (1991), Amsterdam (1997) und Nizza (2000))
kein eigenes energiepolitisches Kapitel, welches einheitliche Vorschriften fir die Energieer-
zeugung und —verwendung kodifizieren wirde. Insofern kann von einer strukturellen Diver-

8 Siehe dazu auch: www.novem.nl
9 Siehe dazu auch: www.deutsche-energie-agentur.de

10 Das Primérrecht beinhaltet insbesondere die Griindungsvertrage inklusive der verschiedenen Annexe und Beitrittsvertra-
ge. Einerseits gibt es den Rahmen fiir die Energiepolitik der Gemeinschaften vor, andererseits dient es als Prifungs- und
Gestaltungsmalstab fiir das sekundére Gemeinschaftsrecht (vgl. Oschmann 2001: 3).
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genz europaischer und nationaler Energiepolitik gesprochen werden. Dass dennoch zwar
nicht von einer gemeinsamen, aber zumindest von einer ,gemeinschaftlichen* Energiepolitik
(vgl. hierzu Oschmann 2001: 11) gesprochen werden kann, zeigt sich in zunehmendem Ma-
Re insbesondere seit Mitte der 90er Jahre durch eine Reihe von Aktivitaten der EU-Organe,
auch im Bereich der erneuerbaren Energien (vgl. Bergmann 2000: 2; Espey 2001: 103 f.;
Oschmann 2001: 3 ff.;).

2.1 Europarechtliche Malstabe fur die Forderung erneuerbarer
Energien durch die Mitgliedsstaaten

Um ein besseres Verstandnis fiir die sekundarrechtlichen'! Vorschriften der letzten Jahre fir
Strom aus alternativen Energien zu erhalten, ist es zunachst sinnvoll, sich die wichtigsten
Ziele der gemeinschaftlichen Energiepolitik zu betrachten. Diese sind allgemein vielfaltig und
durchliefen seit der Griindung der Gemeinschaft einige Veranderungen. So besalten gene-
rell die Ziele Versorgungssicherheit, Reduzierung der Abhangigkeit von Energieimporten so-
wie preisglinstige Energieversorgung von Anfang an eine hohe Prioritat, wobei Letzteres v.a.
durch die Forderung des Wettbewerbs zwischen den Energietragern erreicht werden sollte.
Ziele wie Energieeffizienz und —einsparung, Umweltschutz sowie die Férderung erneuerba-
rer Energien erlangten erst in jingerer Zeit groRere Wichtigkeit.12

Zu nennen sind hier zunachst das 1995 erschienene WeilRbuch der Europaischen Kommis-
sion ,Eine Energiepolitik fiir die Europaische Union“, worin anhand der drei Saulen Wettbe-
werb, Versorgungssicherheit und Umweltschutz die jingsten energiepolitischen Zielsetzun-
gen der EU aufgezeigt wurden. Auch die ,Richtlinie Gber den Elektrizitatsbinnenmarkt” von
1996 beinhaltete zumindest bereits eine Vorrangmdglichkeit fir Regenerativstrom, jedoch
nur im Bezug auf die Aufnahme ins Netz. Im selben Jahr folgte dann mit dem Griinbuch ,E-
nergie fur die Zukunft: Erneuerbare Energiequellen® ein erster Lagebericht tber die Nutzung
der Regenerativenergien in den Mitgliedstaaten einschlielich des Vorschlags, den Anteil der
Erneuerbaren an der EU-Energieversorgung bis 2005 auf 8 Prozent zu verdoppeln und eine
Strategie zur Forderung dieser Energiequellen zu entwerfen. Dies wurde 1997 im ,Weiltbuch
fur eine Gemeinschaftsstrategie und Aktionsplan® aufgegriffen. Darin wurden noch ambitio-
niertere Ziele gesetzt: der geplante Anteil der alternativen Energien am Bruttoinlandsener-
gieverbrauch in der Union sollte bis 2010 auf 12 Prozent erhéht werden. Die wichtige Bedeu-
tung des Weillbuches lag dabei einerseits in der Festlegung von quantitativen Zielen - ahn-
lich wie in den bereits 1993 eingefiihrten und bis 2002 fortgefiihrten ALTENER-

1 Unter dem gemeinschaftlichen Sekundérrecht sind das auf Basis der Primarvertrage erlassene Recht in Form von Ver-
ordnungen, Richtlinien, Entscheidungen, Empfehlungen und Stellungnahmen (Art. 249 EGV) zu verstehen (vgl.
Oschmann a.a.0.).

12 Reiche (2002: 27 ff.) identifiziert fiir das sukzessive Agenda-setting ereuerbarer Energien seit Beginn der 1970er Jahre
insbesondere vier Hauptantriebskréfte. Erstens Olpreisschocks und die damit einher gehende Wahrnehmung der Abhan-
gigkeit der Industrie- von den Erzeugerlandern. Zweitens den Bericht tber ,Die Grenzen des Wachstums® von 1972, der
ein Bewusstsein fiir die Endlichkeit fossiler Ressourcen schuf. Drittens die breite 6ffentliche Diskussion tber energiepoli-
tische Alternativen infolge der Proteste gegen die Atomenergie sowie viertens das Phanomen des Treibhauseffektes, der
die Grenzen der Aufnahmefahigkeit der Erdatmosphare offenbarte und das Politikfeld Klima etablierte. Neben diesen ver-
anderten Steuerungsbedingungen schuf laut Reiche eine neue Steuerungsidee, die einer nachhaltigen Entwicklung, die
Voraussetzung fir das Agenda-setting erneuerbarer Energien.
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Programmen™3 - und der davon ausgehenden Signalwirkung, andererseits in der Formulie-
rung von Richtwerten flr Einzeltechnologien, die z. T. erhebliche Steigerungen prognostizier-
ten. Beispielsweise bei der Windenergie, von der EU-weit ein Anstieg von 2.500 MW im Jah-
re 1995 auf 40.000 MW bis 2010 erwartet wurde. Ahnlich gestaltete es sich mit der bereits im
WeilRbuch nahegelegten und im Mai 1999 von der Kommission vorgelegten ,Kampagne fur
den Durchbruch®, die helfen soll, bis 2003 die ersten Hurden in Richtung Verdopplungsziel
zu nehmen, indem z.B. bis dato die Leistung der europaweit installierten Photovoltaikanlagen
von 127 MW Ende 1999 auf 1.000 MW zunehmen soll '4(vgl. Bergmann 2000: 2; Espey
2001: 104 ff; Oschmann 2001: 11 ff.; Stail® 2001: 163 ff.;).

2.2  Bestrebungen flir eine gemeinsame Forderstrategie

Neben diesen Aktivitaten, fehlte es bis vor kurzem noch an einer umfassenden und verbind-
lichen MaRnahme im europaischen Sekundarrecht, die eine gemeinsame Forderstrategie fur
erneuerbare Energien in der EU zum Ziel haben wiirde. Plane fir eine entsprechende Richt-
linie gab es jedoch bereits seit Beginn der 90er Jahre seitens des Europaischen Parlamen-
tes, aber erst 1996 stellte die Kommission erste Uberlegungen fiir eine Rahmenregelung an.
Danach dauerte es wiederum bis Marz 1998, ehe der erste Richtlinienentwurf zu Strom aus
regenerativen Energien prasentiert wurde und es vergingen weitere dreieinhalb Jahre bis die
Richtlinie 2001/77/EG zur Férderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen
im Elektrizitatsbinnenmarkt am 27. September 2001 schlielich verabschiedet werden konn-
te. Zurlickzuflihren ist dieser lange Entscheidungszeitraum einerseits auf die Interessenun-
terschiede insbesondere zwischen dem Europaischen Parlament, das aus Umwelt- und Kili-
maschutzgrinden auf einen weitreichenden und verbindlichen Richtlinienvorschlag pochte,
dem Energieministerrat mit seinen verschiedenen nationalen Interessen, und der Europai-
schen Kommission, die Uber weite Strecken die Aufrechterhaltung des Wettbewerbs hdher
einstufte als die forcierte Forderung erneuerbarer Energien, und erst gegen Ende auf die Li-
nie des Parlamentes einschwenkte.’® Andererseits waren es v.a. drei Themenkomplexe, die

13 Mit Hilfe von ALTENER wurden erneuerbare Energien in der Gemeinschaft erstmals mit dem Ziel der Steigerung ihres
Marktanteils unterstitzt, indem v.a. quantitative Ziele formuliert wurden: Verdopplung des Anteils regenerativer Energien
am Gesamtenergiebedarf von 4% in 1991 auf 8% in 2005, Verdreifachung der Stromproduktion aus ermneuerbaren Ener-
gien im selben Zeitraum und Ausbau des Anteils von Biotreibstoffen am Gesamtverbrauch von Kraftfahrzeugen auf 5%.
Zur Umsetzung standen jedoch nur 40 Millionen ECU zur Verfligung. Fir das aktuelle seit 2000 laufende ALTENER-
Programm wurde der finanzielle Umfang auf 77 Millionen € erhdht. Dennoch stellen die geférderten Aktionsarten keine
konkreten MaBnahmen zur Markteinfihrung ereuerbarer Energien, sondern insbesondere Studien, technische Untersu-
chungen und Pilotprojekte dar (vgl. Oschmann 2001: 23 f.).

14 Die ,Kampagne fiir den Durchbruch* soll durch direkte Zuschiisse mit dazu beitragen, dass bis 2003 zwischen 15 und 25
Prozent der im Weilbuch formulierten Ziele bis 2010 erreicht werden. Hauptziel der Kampagne ist, das Interesse bei Un-
ternehmen und privaten Investoren zu wecken, die drei Viertel der notwendigen Investitionen von iber 30 Mrd. € aufbrin-
gen sollen. Zusétzliche 6 Mrd. € sollen aus nationalen Forderprogrammen und eine weitere Mrd. € durch die Gemein-
schaft selbst hinzukommen, wobei die EU-Gelder hélftig aus dem européischen Strukturfonds und aus dem flinften For-
schungsrahmenprogramm bereitgestellt werden (vgl. hierzu auch Stail® 2001: 166 ff.).

15 Dies ist insbesondere auch auf die Entscheidung des Européischen Gerichtshofs (EuGH) in der Rechtssache PreussenE-
lektra gegen Schleswag vom 13.3.2001 bezliglich der Frage, ob es sich beim deutschen Stromeinspeisegesetz (StrEG) in
seiner Fassung von 1998 um staatliche Beihilfen (Art. 87 f. EGV) und/oder einen Versto gegen das Verbot mengenma-
Riger Einfuhrbeschrénkungen und Mainahmen gleicher Wirkung (Art. 28 EGV) handelt, zuriickzufiihren. Denn darin hatte
der EuGH die von der Generaldirektion Wettbewerb der Europdischen Kommission geforderte extensive Auslegung des
Beihilfebegriffs hinsichtlich der deutschen Einspeiseregelung abgelehnt. Zudem wurde geurteilt, dass das StrEG nicht
gegen Art. 28 EGV verstoRt, weil die Strommarktliberalisierung noch unvollstandig sei, vor allem aber weil die Nutzung
erneuerbarer Energien dem Umwelt- und Klimaschutz diene, wobei sich der EuGH dabei auf die Artikel 6 und 174(2)1
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die Verabschiedung der Richtlinie verzégerten: Erstens konnte man sich lange nicht auf eine
allseits akzeptierte Definition von erneuerbaren Energien einigen. Im Vordergrund stand da-
bei die Frage, ob auch Strom aus Mullverbrennungsanlagen als Regenerativstrom gelten
und ob es Leistungsbeschrankungen fir Strom aus Wasserkraft und Biomasse geben sollte.
Zweitens wurde um die Frage gestritten, ob die Richtlinie wirklich bindende nationale Ziele
oder nur Referenzwerte enthalten sollte und drittens wurde schlie3lich grundsatzlich von eini-
gen Mitgliedslandern hinterfragt, ob eine harmonisierte Férderregelung auf EU-Ebene Uber-
haupt sinnvoll sei, da man so das Ende der eigenen nationalen und z. T. sehr erfolgreichen
Forderregelungen, wie etwa die Einspeisevergutungsregelung in Deutschland, beflirchtete.

Die neue Forderrichtlinie flr erneuerbare Energien stellt nun klar einen Kompromiss bzw. ei-
nen Minimalkonsens der vielen widerstreitenden Interessen innerhalb der gemeinschaftli-
chen Energiepolitik dar. Dennoch Uberwiegen erstmals in einer Richtlinie sowohl quantitative
als auch qualitative Umweltschutzziele. So wird darin festgelegt, dass sich die Mitgliedstaa-
ten innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der Richtlinie nationale Ziele fur den kunftigen
Anteil alternativer Energien am Stromverbrauch setzen mussen. Diese mussen mit dem
Weillbuch fiir erneuerbare Energien von 1997 im Einklang stehen, d.h. den Anteil der rege-
nerativen Energien am gesamten Energieverbrauch in der EU bis 2010 auf 12 Prozent und
am Elektrizitatskonsum auf 22,1 Prozent zu steigern. Gleichzeitig drohen jedoch keine Sank-
tionen bei Nichterfillung. Dartber hinaus regelt die Richtlinie die Zertifizierung des Regene-
rativstroms durch die Forderung nach Einfihrung eines Herkunftsnachweises, um damit ei-
nen zuverldssigen Handel des grinen Stroms zu ermdglichen. AuRerdem werden nun die
Mitgliedstaaten dazu verpflichtet sicherzustellen, dass Elektrizitat aus erneuerbaren Energien
den vorrangigen Zugang zu den Ubertragungs- und Verteilungsnetzen erhalt.

Der wichtigste Punkt der Richtlinie ist jedoch sicherlich die Tatsache, dass sie sich bezlglich
der Frage nach dem Fortbestand der unterschiedlichen nationalen Fdrderregelungen nicht
auf ein bestimmtes Fordermodell festlegt, dem dann alle Mitgliedstaaten zu folgen hatten.
Vielmehr sei es flur eine Entscheidung Uber einen Gemeinschaftsrahmen fur Forderregelun-
gen aufgrund der begrenzten Erfahrungen mit den einzelstaatlichen Systemen und dem
nach wie vor geringen Anteil subventioniertem Stroms aus erneuerbaren Energien noch zu
frh. Mit dem in der Richtlinie festgelegtem Erfahrungsbericht Gber den Anwendungserfolg
der unterschiedlichen Foérdersysteme bis Ende 2005 soll bei zu geringen Fortschritten auf
nationaler Ebene dann gegebenenfalls der Vorschlag flr einen Gemeinschaftsrahmen flr
Foérderregelungen erarbeitet werden. Dieser soll dann aber erst nach einer Ubergangszeit
von mindestens sieben Jahren in Kraft treten, um insbesondere den Vertrauensschutz fiir In-
vestoren aufrechtzuerhalten. Damit wird deutlich, dass mit einer Konvergenz der Férderrege-
lungen auf EU-Ebene frihestens langerfristig zu rechnen ist und sich wohl eher ein - fur die
EU typischer - inkrementeller Wandel abzeichnet, wobei selbst dies nicht sicher ist. Denn

des Vertrages von Amsterdam berief. Infolge dessen war es der Kommission nicht mehr méglich, die Artikel des EG-
Vertrages beziiglich staatlicher Beihilfe (Art. 87 f. EGV) gegen Fordersysteme mit festen Einspeisetarifen einzusetzen. Al-
lerdings hatte bereits ein neuer Richtlinienvorschlag der zustandigen Energiekommissarin de Palacio vom Mai 2000 keine
starre Position mehr bezlglich des vermeintlich besten Fordersystems bezogen und wurde dieser Vorschlag auch bereits
nach erster Lesung im Europaischen Parlament im Oktober 2000 und im Energieministerrat im Dezember 2000 inklusive
der Annahme eines gemeinsamen Standpunktes vorzeitig als addquater Ansatz gebilligt. (vgl. Lauber 2001: 39 ff.; Ders.
2002: 4).
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zum einen halt die Richtlinie einen Gemeinschaftsrahmen nur unter gegebenen Umstanden
fur ndtig, zum anderen brduchte ein solcher Kommissionsvorschlag wiederum die Zustim-
mung von Europaischem Parlament und Rat. Dabei ist es unwahrscheinlich, dass es 2005
dann leichter zu einer Einigung kommen wird als 2001 (vgl. Bergmann 2000: 3; Europaische
Kommission 2001: 33 ff.; Lauber 2001: 36; Oschmann 2001: 30 ff.; Oschmann 2002: 4 ff ;
Reiche 2001: 2 ff.;).

3 Instrumente zur Forderung Erneuerbarer Energien in den
Mitgliedsstaaten der Europaischen Union

Innerhalb der Europaischen Union werden die verschiedensten Instrumente zur Fdrderung
regenerativer Energien eingesetzt. Deutschland ist mit dem Erneuerbaren-Energien-Gesetz
und seinem Vorganger, dem Stromeinspeisungsgesetz, Vorbild fir andere Lander gewor-
den'6. Ganz besonders die Windenergie konnte von den groRziigigen Fordersatzen und der
langfristigen Sicherheit flr Investoren profitieren. Deutschland besitzt die weltweit grofite Er-
zeugungskapazitat fur Windkraftstrom. Mit dem 100 000 Dacherprogramm, das fir die Instal-
lation von Photovoltaikanlagen mehr als 500 Millionen € an Investitionsunterstiitzung bereit-
stellt, verfliigt die Bundesrepublik auch Uber das gréfite europdische Forderprogramm zur
Solarstromerzeugung. Insgesamt wurden im Jahr 2000 1,17 Milliarden € an staatlichen Gel-
dern fir den Ausbau erneuerbarer Energien zur Verfiigung gestellt (Grotz 2002b).

Danemark hat es mit einem Einspeisemodell zur gréten Windstromerzeugung pro Einwoh-
ner gebracht und konnte durch den Anteil von 20 Prozent am Gesamtstromverbrauch seinen
Kohlendioxidaussto vermindern. Die Windkraftindustrie des Landes ist fihrend in der Welt —
Windkraftanlagen aus Danemark hatten 2000 einen Weltmarktanteil von 50 Prozent. Eine
danische Besonderheit ist auRerdem der hohe Anteil, den Burgerbeteiligungen bei der Fi-
nanzierung von Windkraftanlagen gespielt haben. Ein Grofteil des restlichen Energiebedarfs
wird durch effiziente Kraft-Warme-Kopplung erzeugt. Seitdem der Wechsel zur Férderung
erneuerbarer Energien durch ein Quotenmodell beschlossen wurde, ist der weitere Ausbau
der regenerativen Erzeugungskapazitaten nahezu zum Erliegen gekommen (Maegaard
2002).

Auch Spanien fordert erneuerbare Energien mit Hilfe einer Einspeisevergutung. Bemer-
kenswert ist, dass bereits seit 1980 erneuerbare Energien durch garantierten Netzanschluss
und Abnahme geférdert werden. Zudem koénnen die Erzeuger regenerativer Energie zwi-
schen drei verschiedenen Tarifmodellen wahlen (Dinica 2002a).

In Osterreich wird regenerative Energie ebenfalls durch eine Einspeisevergiitung geférdert,
allerdings kombiniert mit einer Mindesterzeugungsquote, die die Energieversorgungsunter-
nehmen erfullen mussen. Aufgrund der Tatsache, dass in den einzelnen &sterreichischen
Bundeslander per Gesetz oder per Erlass der Landeshauptmanner Mindestpreise festgelegt
werden, die sich je nach Standort und GréfRRe einer Anlage unterscheiden, gibt es in der Al-

16 Anhang 1 ist zu entnehmen, dass die Bundesrepublik nicht Pionier gewesen ist.
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penrepublik in etwa 100 verschieden Einspeisetarife. Osterreich setzt den breitesten Policy-
Mix'7 zur Férderung Erneuerbarer Energien ein (Lauber 2002).

Portugal fordert die Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen durch eine Einspeisevergi-
tung, deren Satze sich nahe an denen des deutschen EEGs befinden. In Anbetracht niedri-
gerer Lebenshaltungskosten und starkerer Sonneneinstrahlung als in Deutschland, sind
0,499 € pro eingespeister kWh Solarstrom umso bemerkenswerter (Martins 2002).

Schweden nutzt fiir seine Stromversorgung vor allem Wasser- und Atomkraft. AuRerdem
spielt Biomasse aus der in Schweden wichtigen Holz- und Papierindustrie fir die Strom- vor
allem aber fur die Warmeerzeugung eine wichtige Rolle. Erneuerbare Energie wird Uber eine
Einspeiseregelung gefoérdert, der Umstieg auf ein Quotensystem ist geplant. Seit 1980 be-
treibt das Land den Ausstieg aus der Atomenergie, allerdings ist bis heute erst einer der 12
schwedischen Atomreaktoren stillgelegt worden (Kérner 2002).

Wie bei seinem westlichen Nachbarn tragt auch in Finnland Biomasse besonders Holz und
Holzabfélle einen Teil zur Energieversorgung bei. Auch hier gilt eine Einspeisevergitung.
Entgegen dem weltweiten Trend hat die finnische Regierung den Ausbau der atomaren Stro-
merzeugung beschlossen (Luukkanen Vehmas 2002).

Seit Juni 2001 gilt in Frankreich ein Mindestpreissystem, vorher fanden Ausschreibungen
statt (EEA 2001: 74). Bis vor kurzem wurden lediglich Wind- und Wasserkraft durch das Min-
destpreissystem gefordert, seit neustem gibt es auch eine Einspeiseregelung flir Solarstrom
(www.netinform.de). Der Energiemarkt in Frankreich ist gekennzeichnet durch die marktbe-
herrschende Stellung des staatlichen Energiekonzerns Electricité de France (EDF) und dem
hohen Anteil, den die Atomenergie zur Gesamtstromerzeugung beitragt (Grotz 2002a).

Belgien ist ein féderaler Staat, dessen Regionen unterschiedliche Regelungen zur Férde-
rung Erneuerbarer Energie eingefuhrt haben. Wahrend in Flandern ein Zertifikathandelssys-
tem betrieben wird, werden in Wallonien die Preise flr griine Zertifikate garantiert. Auch in
Belgien spielt Atomkraft eine wichtige Rolle (de Lovinfosse Varone 2002)

Fur Griechenland ist der Ausbau der Erzeugung von Regenerativstrom besonders interes-
sant, weil angesichts der zahlreichen griechischen Inseln, die nicht an das Stromnetz des
Festlandes angebunden sind, der Aspekt der Dezentralitdt besonders an Bedeutung ge-
winnt. Durch Einspeisevergutungen férdert Griechenland die Stromerzeugung aus erneuer-
baren Quellen. (Vassilakos, Karapanagiotis 2002)

Luxemburg wendet ein Einspeisevergitungsmodell an, um regenerative Stromerzeugung
zu foérdern. Die Fordersatze fur Photovoltaikstrom Ubertreffen die des deutschen EEG. Lu-
xemburg ist nahezu vollstandig von Energieimporten abhangig.

In den Niederlanden wird umweltfreundliche Stromerzeugung durch ein nachfrageorientier-
tes Modell gefordert, das auch im Ausland erzeugten Strom zuldsst, sofern keine doppelte
Férderung vorliegt. Die Zertifizierung von Strom erméglicht seine Befreiung von der Oko-
steuer. Europaweit nahezu einmalig ist,'8 dass Strom, der auf umweltfreundliche Weise er-

17 Oberbsterreich setzt beispielsweise ein Ausschreibungsmodell ein
18 Nur Ifland verfolgt neben den Niederlanden einen ahnlichen Ansatz
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zeugt wird, durch die Ausgestaltung der Strommarktliberalisierung einen Wettbewerbsvorteil
erhalt: Wahrend es den Verbrauchern bereits seit Juli 2001 erlaubt ist, zu einem Okostrom-
anbieter zu wechseln, wird der konventionelle Strommarkt erst ab Januar 2004 vollstéandig'®
liberalisiert (Reiche 2002).

GroRbritannien hat, nachdem ein Ausschreibungssystem nicht die erhofften Erfolge ge-
bracht hat, im Marz 2001 ein Quotensystem zur Férderung regenerativer Stromerzeugung
beschlossen (Dinica 2002b).

Italien hat mit Beginn des Jahres 2002 sein Férdersystem flir Regenerativstrom von einer
Einspeiseregelung auf ein Zertifikathandelsmodell umgestellt. Den Stromproduzenten ist auf-
erlegt, zusatzlich 2 Prozent regenerativen Strom in die Netze einzuspeisen (Piacentino
2002).

Irland setzt ein Ausschreibungsverfahren ein, um den Anteil erneuerbarer Energien an der i-
rischen Stromerzeugung zu erhéhen. Erzeugern, die fir ihre jeweilige Erzeugungsart (Mll-
verbrennung, Wind- oder Wasserkraft) einen Zuschlag erhalten, wird die Abnahme der er-
zeugten Elektrizitat fur 15 Jahre garantiert. Trotz einer ausreichenden Anzahl an Bietern und
der Tatsache, dass Irland Uber das grote Windkraftpotential in Europa verfiigt, kommt der
Ausbau der erneuerbaren Energiegewinnung nur vergleichsweise langsam voran (Kellett
2002).

4 Erfolgsbedingungen von Instrumenten zur Forderung
erneuerbarer Energien im Strommarkt

Bei der zentralen Frage dieser Studie, welche Bedingungen zu einem erfolgreichen Einsatz
von Forderinstrumenten flr erneuerbaren Energien im Strommarkt fihren, muss zunachst
betont werden, dass sich im Vergleich verschiedener Landerkontexte sowohl der Einsatz be-
stimmter Instrumente bzw. Instrumentenkombinationen als auch ihre jeweilige Intensitat er-
folgreicher - v.a. im Sinne der Kapazitats- und Marktentwicklung - bzw. zielfiihrender gezeigt
haben als andere. Diesbezliglich sehr erfolgreich waren vor allem Einspeisevergitungsmo-
delle. So kommen in den beiden, in punkto installierter Windkraftleistung flihrenden EU-
Staaten Deutschland und Spanien sowie fur Altanlagen im bisher in der Windenergie eben-
falls sehr erfolgreichen Danemark Einspeiseregelungen zur Anwendung.

Dennoch kann auch in diesem Fall nicht von einer natiirlichen Uberlegenheit dieses bzw. ei-
nes bestimmten Fdrderinstruments gesprochen werden, da sich grundsatzlich jedes der in
dieser Studie thematisierten Instrumente sowohl erfolgreich als auch erfolglos ausgestalten
lasst. Denn genauso konnen beispielsweise Lander wie Finnland oder Griechenland ange-
fuhrt werden, die ebenfalls Einspeisetarife zur Forderung erneuerbarer Energien einsetzen,
aber nicht einmal ansatzweise vergleichbare Erfolge im Bereich der Windenergie zu ver-
zeichnen haben wie die drei zuvor genannten Staaten (Reiche 2002d). Damit wird deutlich,
dass der Erfolg von Instrumenten zur Forderung erneuerbarer Energien jeweils stark von de-
ren spezifischer Ausgestaltung abhangt.

19 Nur GroRverbraucher durften schon vorher den Anbieter wechseln.
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Daruber hinaus haben in den jeweiligen Landern aber eine Reihe weiterer unterschiedlicher
Faktoren zu einer erfolgreichen Férderung erneuerbarer Energien beigetragen, die hier als
aulere Rahmenbedingungen einer Forderpolitik regenerativer Energien bezeichnet werden.

Diese beiden in der Studie identifizierten Ubergeordneten Erfolgsbedingungen lassen sich
wiederum in zahlreiche Kriterien untergliedern, die flr den Erfolg von Férderinstrumenten fir
erneuerbare Energien mit verantwortlich sein kdnnen. In Bezug auf den Erfolg einzelner For-
derinstrumente wirken sich schlielllich verschiedene Punkte der beiden Makrofaktoren ,kon-
krete Ausgestaltung“ und ,aullere Rahmenbedingungen® unterschiedlich stark aus, weshalb
am Ende dieses Kapitels diesbeziiglich einige Schlussfolgerungen getroffen werden, die
dann als instrumentenspezifische Erfolgsbedingungen zu betrachten sind.

4.1 Die aulReren Rahmenbedingungen und ihr Einfluss auf die
(erfolgreiche) Nutzung erneuerbarer Energien

Konkret aufgezeigt werden soll dies hier zunachst fur die dulleren Rahmenbedingungen, da
diese sich grundsatzlich auf die spatere spezifische Ausgestaltung der Foérderregelungen
selbst auswirken. Zu unterscheiden ist hier insbesondere nach geographischen bzw. die
Ausgangsbedingungen der Energiepolitik eines Landes betreffenden, sowie nach ékonomi-
schen, politischen, kognitiven und technischen Faktoren, wobei diese sich in den betrachte-
ten Landern in ihrem Einfluss z. T. unterschiedlich auf die Entwicklung und Fdrderung er-
neuerbarer Energien ausgewirkt haben. Dennoch lassen sich auch hier Bedingungen identi-
fizieren, die in einer Vielzahl von Staaten erkennbar zum Erfolg oder Misserfolg beigetragen
haben.

4.1.1 Geographische Faktoren und jeweilige Ausgangsbedingungen in der
Energiepolitik

Insgesamt sind die natlrlichen Voraussetzungen bzw. Potenziale wie Niederschlags-, Son-
nen- oder Windintensitat oder die Existenz bzw. Nichtexistenz heimischer fossiler Energie-
ressourcen flr erneuerbare Energien innerhalb der EU sehr unterschiedlich ausgepragt. So
wurden beispielsweise Ende 1999 in Osterreich 67,4 % oder Schweden 46,2 % der Brutto-
stromproduktion durch Wasserkraft bereitgestellt, womit diese beiden Lander bereits Uiber ei-
nen sehr hohen Anteil an erneuerbaren Energien verfugen. Demgegenlber kann z. B. Bel-
gien mit einem nur sehr geringen Potenzial an Wasserkraft (1999: 0,4 % Anteil an der Brut-
tostromproduktion) keinen vergleichbar hohen Anteil erneuerbaren Energien erreichen und
musste stattdessen verstarkt auf andere umweltfreundliche Energietrager wie beispielsweise
die Windenergie setzen. Dass gerade bei dieser die weitverbreitete Annahme eines Zusam-
menhangs zwischen geringer Bevdlkerungsdichte und Erfolg in der Windenergie nicht zutrifft,
sei hier nur ergénzend erwahnt. So gibt es innerhalb der EU elf Lander mit einer geringeren
Bevdlkerungsdichte als Deutschland. Dennoch ist nach wie vor kein anderes Land in Bezug
auf die absolute installierte Windenergieleistung so erfolgreich wie die Bundesrepubilik.

Auch die (Nicht-)Verfligbarkeit von fossilen Energieressourcen ist fir den Erfolg regenerati-
ver Energien mit entscheidend. Lander wie die Niederlande oder GroRbritannien verfligen
Uber Gas- und Olvorkommen, und wohl erst wenn diese zur Neige gehen, wird der Anreiz
zur Steigerung des Anteils an griner Energie substanziell zunehmen. Auf der anderen Seite
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hat z. B. Portugal bereits heute einen hohen Anteil an erneuerbaren Energien, da es sonst
fast vollstdndig vom Import fossiler Energieressourcen abhangig ist. Wenig Gberrascht auch
die Tatsache, dass ein Land wie Griechenland in der Solarthermie EU-weit fuhrend, bezogen
auf die gesamte installierte Flache (etwa ein Drittel), ist (Reiche 2002d; Karapanagiotis et al.
2002). Dass aber auch hier wiederum andere Faktoren als nur die geographischen Bedin-
gungen eine wichtige Rolle spielen, wird deutlich, wenn man Staaten wie Osterreich oder
Deutschland betrachtet, die sich ebenfalls sehr erfolgreich in der Solarenergie gezeigt ha-
ben, jedoch nicht Uiber eine vergleichbar hohe Sonneneinstrahlung (wie Griechenland) verfi-
gen. In Osterreich ist dies vor allem im Bereich der Solarthermie, mit der hdchsten Pro-Kopf-
Installationsrate der EU der Fall (Lauber 2002; EEA 2001: 35 f.). Deutschland kann ahnlich
hohe Zuwachse bei der Solarthermie vorweisen, glanzt aber insbesondere mit einer heraus-
ragenden Entwicklung bezuglich der Photovoltaik, die es in der EU anfiihrt und weltweit an
die dritte Position nach den USA und Japan bezogen auf die absolute installierte Leistung
gebracht hat (EEA 2001: 37 f.).

Bezuglich den Ausgangsbedingungen in der Energiepolitik ist auch die Frage der Nutzung
der Kernenergie bzw. die Existenz von Ausstiegsbeschliissen ein wichtiger Einflussfaktor fiir
die erfolgreiche Entwicklung von erneuerbaren Energien. So gibt es in der EU insgesamt
sieben Lander (Danemark, Griechenland, Irland, Italien, Luxemburg, Osterreich und Portu-
gal) die vollstéandig auf die Atomenergie verzichten, wobei einige davon, wie Osterreich und
Portugal (Wasserkraft) sowie Danemark (Windenergie), zu den fihrenden Anwendern rege-
nerativer Energien zahlen. Darliber hinaus haben bereits vier Lander (Belgien, Deutschland,
die Niederlande und Schweden) den Ausstieg aus der Kernenergie beschlossen, was langer-
fristig den Anteil der Erneuerbaren erhéhen dirfte (Reiche 2002d).

4.1.2 Okonomische Faktoren

Hier sind zunachst die Hohe der Ol-, Gas- und Kohlepreise zu nennen, die durch ihren Ein-
satz als Primarenergietrager u.a. auch zur Stromproduktion direkten Einfluss auf die Wett-
bewerbssituation erneuerbarer Energien nehmen. Hier ist jedoch zumindest langfristig mit
(deutlich) steigenden Ol- und Gaspreisen zu rechnen, da sich die zunehmende Knappheit
beider Energietrager auch durch den Einsatz verschiedenster Gegenstrategien der Industrie-
l&ander bei gleichbleibendem oder noch wachsendem Energiehunger dieser und nachholen-
der Entwicklung der Schwellen- und Drittweltlander nicht mehr ausgleichen Iasst und es vor-
aussichtlich in der zweiten Halfte des 21. Jahrhunderts zur weitgehenden Erschopfung der
globalen Ol- und Gasreserven kommen wird (BGR 1999).

Weitere wichtige dkonomische Einflussfaktoren hinsichtlich der Férderung erneuerbarer E-
nergien sind das Ausmall an umweltschadlichen Subventionen flir fossile oder atomare E-
nergietrager sowie der Grad der Internalisierung externer Kosten konventioneller Stromer-
zeugung. Ersteres umfaldt insbesondere staatliche Subventionen fur Kohle und Atomenergie,
die Steuerbefreiung fur den zivilen Luft- und Schiffsverkehr oder auch die Nichtbesteuerung
der Rickstellungen der Atomwirtschaft. Um einen Eindruck von der GréRenordnung zu be-
kommen, gegen welche Dimensionen sich regenerative Energien am Markt zu behaupten
haben, seien hier nur zwei Zahlen genannt: Man schatzt die weltweiten Subventionen flr
konventionelle Energien auf etwa 300 Mrd. Dollar jahrlich. Darin sind allerdings versteckte
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Subventionen wie etwa die Treibstoffsteuerbefreiung flir den zivilen Luftverkehr von weit G-
ber 100 Mrd. Dollar jahrlich noch gar nicht enthalten (Scheer 1999: 153 f.). Hinzuweisen ist
an dieser Stelle auch auf die aktuelle Verlangerung der staatlichen Beihilfen flr den Stein-
kohlebergbau in Deutschland, Spanien, GroRbritannien und Frankreich bis mindestens 2010
(TAZ, 8./9.6.02: 10).

Bezuglich der Internalisierung externer Kosten der Stromerzeugung kommt z. B. eine neue
Studie von Hohmeyer u.a. zu dem Ergebnis, dass sich allein die durch die Stromerzeugung
entstehenden externen Kosten der Treibhausgasemissionen auf ca. 5, 93 € ct/kWh belaufen
(Hohmeyer 2002: 8). Setzt man dies beispielsweise mit dem Bruttostromverbrauch Deutsch-
lands im Jahre 2001 von 569,0 Mrd. kWh (Schiffer 2002: 170) in Zusammenhang, so kommt
man auf eine Summe von rund 31,38 Mrd. €20 nicht beriicksichtigter externer Kosten der
Stromerzeugung allein in Deutschland. Weitere wichtige Ergebnisse der Studie sind, dass
die heute durchschnittlich durch die Nutzung regenerativer Energiequellen eingesparten ge-
samtwirtschaftlichen Kosten von etwa 14 Cent/kWh deutlich Gber den Einspeiseverglitungen
des EEG fur Wasserkraft (6,65 — 7,67 Cent/kWh), Wind (6,1 — 9 Cent/kWh) und Biomasse
(8,6 — 10,1 Cent/kWh) liegen und auch die derzeitige relativ hohe Vergltungshohe fiir Pho-
tovoltaik von 48,1 Cent/kWh (aus ressourcentheoretischer Sicht und) im Sinne einer nach-
haltigen Entwicklung zielfUhrend und unbedenklich ist (Hohmeyer 2002: 13; Umwelt 2002:
292).

4.1.3 Politische Faktoren

Hier ist zunachst die Ubergeordnete Zielbildung und Zieloperationalisierung sowie die Art der
Zielbildung zu nennen, die den Foérdererfolg erneuerbarer Energien beeinflussen. Dabei geht
es insbesondere um die Frage, ob bezlglich der jeweiligen Ausgangsbedingungen eines
Landes wirklich ambitionierte Ziele gewahlt wurden und auch darum, auf welchem Weg die-
se Ziele erreicht werden sollen. So ware beispielsweise das Ziel ,10 % Windstrom bis zum
Jahr X“ fur Deutschland wesentlich ambitionierter als flir GroRbritannien einzustufen, da in
GroRbritannien wesentlich bessere Windverhaltnisse vorherrschen als in Deutschland. Bei
der Frage wie dieses zu erreichen ist, spielt flr eine erfolgreiche Forderung regenerativer
Energien v.a. eine strategische Vorgehensweise in Form von regelmafigen Zielvorgaben
einschliellich einer Ergebniskontrolle sowie eine mdglichst genauen quantitative Festlegung
von Mindestzielen eine Rolle (Janicke et al. 1999: 111). Hier sollte auch noch erwahnt wer-
den, dass eine strategische Vorgehensweise durchaus auch eine generelle Ausweitung des
Ubergeordneten Zielkatalogs auf qualitative Ziele wie Technologie- und Exportférderung, Be-
schaftigung (vor allem in strukturschwachen Regionen), Risikominimierung oder Generatio-
nengerechtigkeit implizieren kann, was zu einer Erhohung des Stellenwerts erneuerbarer
Energien und damit auch zu ihrem Erfolg beitragen kann. AuRerdem spielt hinsichtlich der
Zielfestlegung auch die Definition, was als erneuerbare Energien eingestuft wird, eine wichti-
ge Rolle. So macht es beispielsweise fir die Beurteilung der Marktintegration griinen Stroms
einen deutlichen Unterschied, ob auch Strom aus Miullverbrennungsanlagen oder grofen
Wasserkraftwerken mit in die Statistik einfliel3t oder nicht.

20 Eigene Berechnung auf Grundlage von Schiffer 2002 und BMU 2002.
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Als einer der entscheidenden Hirden flr die verstarkte Integration erneuerbarer Energien im
Markt hat sich im Lichte der verwendeten Empirie die jeweilige Praxis der Genehmigungsver-
fahren gezeigt. Insgesamt herrschen hier z. T. grol3e Unterschiede in den einzelnen EU-
Staaten vor. So dauern diese z.B. in Griechenland, Luxemburg, Holland oder GroRbritannien
wesentlich langer als etwa in Deutschland. Die teils komplexen Genehmigungsverfahren ha-
ben sich insbesondere nachteilig flr die Windenergie ausgewirkt. In Deutschland werden be-
reits im Rahmen der Raumplanung (§ 35 BauGB) Vorrangflachen fir Windkraftanlagen aus-
gewiesen, was sowohl fir die jeweiligen Kommunen als auch Investoren die Planungssi-
cherheit betrachtlich erhdht hat und zu einem erheblichen Teil fur den Erfolg der Windener-
gie in Deutschland verantwortlich ist. Dagegen ist in Holland fir die Installation einer Wind-
kraftanlage eine Umwelt- und Baugenehmigung vorgeschrieben. Hierzu missen lokale Plane
verandert werden, wobei gesellschaftliche Akteure Einfluss austiben kénnen. Oft kommt es
dabei zu Widerstanden, was Kommunen aufgrund ihrer Praferenz fir konsensuale Entschei-
dungen haufig zur Aufgabe ihrer Absichten veranlal3t. Ein weiteres Beispiel ist Griechenland,
wo fur die Genehmigung z. B. einer Windkraftanlage mehr als 35 verschiedene 6ffentliche
Institutionen auf zentraler, regionaler, Bezirks- oder lokaler Ebene ihr Einverstandnis erklaren
sowie vier nationale Gesetze und sieben ministerielle Verordnungen befolgt werden missen
(Karapanagiotis et al. 2002; Reiche 2002c¢ und 2002d).

Zwar gibt es bisher im Bereich der Offshore-Windenergie erst einige wenige Projekte in Form
realisierter Vorhaben oder konkreter Planungen z.B. in Danemark, Schweden, GroRbritan-
nien, Holland, Deutschland oder Belgien. Da Offshore jedoch die mit Abstand gréfiten Po-
tenziale bietet, ist hier mittel- bis langfristig mit den grélten Kapazitatszuwachsen zu rech-
nen. So hat sich beispielsweise Deutschland zum Ziel gesetzt, bis 2030 20. 000 MW Wind-
energieleistung offshore zu installieren. Insofern steht der Erfolg entsprechender Projekte
ahnlich wie an Land in eindeutigem Zusammenhang mit klaren Regelungen bezlglich Pla-
nung und Genehmigung.

Erste Erfahrungen hierzu gibt es aufgrund bereits realisierter Projekte in Danemark, Schwe-
den und GroRbritannien. Im Vordergrund dieser ausschlief3lich in Kiistennahe befindlichen
Projekte stehen v.a. die Abwagung konkurrierender Nutzungen und &ffentlicher Belange,
Fragen der Beeintrachtigung von Natur, Umwelt und Landschaft sowie ggf. der Raumord-
nung. Bisher hat insbesondere Danemark die Ausweisung von Eignungsgebieten und Pilot-
projekte vollzogen sowie umfangreiche Forschungs- und Entwicklungsprogramme aufgelegt,
was den Projektentwicklern Planungssicherheit ermdglichte. Die danischen Erfahrungen sind
zwar nur teilweise Ubertragbar, kdnnen aber zumindest als Orientierung fir andere Lander
dienen. So befindet sich beispielsweise Deutschland bezuglich der Offshore-Windenergie in
einem Zustand groRer Dynamik aber auch groRer Unsicherheit. Dies liegt v.a. daran, dass
die geplanten Projekte sich in relativ groRer Kiistenentfernung und Wassertiefe (40 m) befin-
den, wozu noch keine Erfahrungen vorliegen. Somit ware auch hier eine Ausweisung von
Flachen fur Pilotvorhaben zunédchst in Kustenndhe ein sehr probates Mittel. Um zukuinftig ei-
ne rasche und problemlose Genehmigung auch von Offshore-Windparks zu gewahrleisten,
sollte der Bund v.a. im Bereich der rdumlichen Ordnung der Windparkflachen und der Anbin-
dungen der installierten Kapazitdten an das Ubertragungsnetz regulierend tatig werden
(Rehfeldt et al. 2001: 39 und Rehfeldt et al. 2002: 2 f.).
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In zunehmendem Male sind es auch internationale Verpflichtungen, die zu positiven Rah-
menbedingungen fiir die Férderung erneuerbarer Energien beitragen. Beispielhaft fir die eu-
ropadischer Ebene sei hier insbesondere auf die EU-Richtlinie zur Férderung regenerativer
Energien verwiesen, die u.a. fir alle Mitgliedsstaaten Referenzwerte fiir den Anteil am Pri-
marenergieverbrauch und an der Stromproduktion bis 2010 festlegt (vgl. 1l.). Die EU-
Richtlinie stellt fur alle Staaten eine grofe Herausforderung dar, selbst fir Staaten mit einem
bereits hohen Anteil an erneuerbaren Energien. So muss beispielsweise Portugal seinen An-
teil gegentiber 1997 zwar nur um 0,5% erhéhen. Berlcksichtigt man jedoch, dass der dortige
Stromverbrauch laut Prognosen jahrlich um finf Prozent steigen wird, stellt dies ein ambitio-
niertes Ziel dar. Aber auch ein Land wie Osterreich, mit einem Anteil von 70 Prozent erneu-
erbarer Energien am Bruttostromverbrauch im Jahre 1997, muss diesen Anteil bis 2010 auf
78,1 Prozent steigern. Da jedoch die Wasserkraft in Osterreich fir (iber 96 Prozent der
Stromproduktion aus regenerativen Quellen verantwortlich ist und daher andere Erneuerbare
wie Biomasse- oder Windenergie zur Stromgewinnung verstarkt zum Einsatz kommen mus-
sen, stellt auch dies eine grolRe Herausforderung dar (Reiche 2002d; Lauber 2002; Martins
2002).

Als eine weitere wichtige Erfolgsbedingung der Forderung erneuerbarer Energien sind
grundséatzlich alle Mallinahmen zur Schaffung einer wettbewerblichen Marktstruktur im Zuge
der europaischen Strommarktliberalisierung zu verstehen, wie v.a. die Beseitigung von
Marktzutrittsbeschrankungen. GroRte Bedeutung haben dabei klare Regelungen zur Durch-
leitung und Verteilung regenerativen Stroms und zur Frage des raschen, 6konomisch ver-
tretbaren und diskriminierungsfreien Netzzugangs bzw. Ausbaus der Netzinfrastruktur. Auch
hier fordert die neue EU-Richtlinie 2001/77/EG die Mitgliedsstaaten auf, die daflir notwendi-
gen MalBnahmen zu ergreifen. In diesem Zusammenhang spielt auch die Unabhangigkeit
bzw. Kompetenzen von Regulierungsbehdrden oder Wettbewerbsaufsichten zur Verhinde-
rung UbermaRiger Marktmacht eine grof3e Rolle, wie z. B. die geplante Fusion von E.ON und
Ruhrgas in Deutschland zeigt (vgl. hierzu auch Fischedick et al. 2002). AuRerdem hat sich
im Lichte der hier untersuchten Empirie gezeigt, dass sich auch die Verankerung der Zu-
standigkeit flr erneuerbare Energien im Umweltministerium oder in einem eigenen Energie-
ministerium — etwa wie in Danemark — sowie die Regierungsbeteiligung gruner Parteien ei-
nen Erfolgsfaktor flr die verstarkte Nutzung regenerativer Energien darstellen kann (Reiche
2002d).

4.1.4 Kognitive Faktoren

Eine weitere Erfolgsbedingung stellt eindeutig die 6ffentliche Einstellung zu bzw. die Kennt-
nisse uber erneuerbare Energien dar. Zwar wird in Meinungsumfragen immer wieder eine
allgemein sehr positive Einstellung der Offentlichkeit gegeniiber erneuerbaren Energien er-
mittelt, aber dennoch erhebt sich insbesondere gegeniber der Windenergie oft lokaler Wi-
derstand. 2'Angefiihrt werden Griinde wie visuelle Beeintrachtigung, Larm, Wertminderung
des Gelandes, Gesundheitsprobleme fir Menschen wegen Strahlung, Gefahr fur Vogel, ne-
gative Einflusse auf den Tourismus vor Ort etc.

21 Diese Begebenheit wird auch als ,Not in my backyard“ (NIMBY)-Phanomen bezeichnet (Reiche 2002d).
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Entscheidend fir die Akzeptanz von Projekten im Bereich regenerativer Energien ist daher,
in welchem Malde es gelingt, v.a. auf lokaler Ebene deren nicht-energetischen Vorteile Uber-
zeugend darzustellen. Wichtig ist dabei hauptsachlich die Betonung der Schaffung zusatzli-
cher Verdienstmaoglichkeiten (z. B. der Bauer als Energiewirt) und damit auch neuer Arbeits-
platze vornehmlich in strukturschwachen Regionen. Eine Mdglichkeit zur Akzeptanzsteige-
rung bieten auBerdem MafRRnahmen der kooperativen Teilhabe an einem Projekt durch Ein-
bindung der lokalen Bevdlkerung. Die kooperative Finanzierung von Anlagen zur Produktion
von griinem Strom ist bereits in einigen Landern der EU dblich, so v.a. in Danemark,
Deutschland und Schweden. So gibt es in Danemark tber 3.000 Windkraftanlagen die durch
lokale Beteiligungen finanziert wurden, was gleichzeitig zwischen 100.000 und 150.000 An-
teilseigner hervorgebracht hat. Gerade bezlglich der Windenergienutzung an Land ist der
weitere Erfolg (z. B. in Deutschland) aufgrund der nur noch begrenzt zur Verfigung stehen-
den windintensiven Standorte besonders auch davon abhangig, in welchem Umfang alte
Windkraftanlagen durch neue leistungsstarkere ersetzt werden kénnen (Repowering) und
wie sehr die Lebensdauer neuer Anlagen noch gesteigert werden kann. Dies ware nicht nur
aus energetischer Sicht vorteilhaft, sondern wiirde sich auch positiv auf die Akzeptanz von
Windkraftanlagen auswirken, da somit der Flachenverbrauch und der Zubau durch neue
Standorte zumindest vermindert wirden. Die Politik kann darlber hinaus die Einstellung ge-
genlber erneuerbaren Energien mit Steuerbefreiungen fliir diese positiv beeinflussen, da
somit die zusatzlichen Kosten fur grinen Strom sinken und der Anreiz zu dessen freiwilliger
Nutzung steigt. Beides ist z. B. in Holland der Fall, wo sich Ende 2001 bereits 10 Prozent der
Haushaltskunden fir Okostrom entschieden haben.

Auch die Zusammenarbeit der Projektentwickler bzw. Investoren mit der Bevolkerung vor Ort
kann sich entscheidend auf die Akzeptanz eines entsprechenden Projektes auswirken. So ist
beispielsweise der Erfolg der Windenergie in Spanien v.a. auch auf die frihzeitige Riickspra-
che der Projektentwickler mit einer Vielzahl von Akteuren wie Gemeinderaten, Naturschit-
zern etc. sowie auf umfangreiche Informationskampagnen sowohl auf Seiten der beteiligten
Unternehmen als auch durch die Gemeinden selbst zurlickzufihren (EEA 2001: 64; Rehfeldt
2002: 35 ff.; Reiche 2002d). Eine weitere Moglichkeit zur Verbesserung der Akzeptanz und
Erhdhung der freiwilligen Nachfrage nach erneuerbaren Energien bietet auch die geplante
Stromkennzeichnung auf europaischer Ebene, die u.a. die Verpflichtung der Stromversorger
zur Aufschlisselung des jeweiligen Strommixes gemaf der zur Stromproduktion eingesetz-
ten Primarenergietrager auf Kundenrechnungen und Anzeigen verpflichtet. Eine entspre-
chende Regelung ist in Osterreich sowie in zahlreichen US-amerikanischen Bundesstaaten
bereits in Kraft. Verfligen Stromkunden Uber solch transparente Informationen bezlglich der
Herkunft des bezogenen Stroms, ist die Wahrscheinlichkeit groRer, dass Kunden vermehrt
,Sauberere” Bezugsvarianten bevorzugen (Reiche 2002d; Kronberger 2002: 11 f.).

4.1.5 Technische Faktoren

Die erhoffte Zunahme des Anteils erneuerbarer Energien an der Stromproduktion und die
zunehmende Veranderung des Energiesystems in Richtung vermehrt dezentraler Strukturen
ist aus technischer Hinsicht zunachst allgemein vom Entwicklungsstand und den Kosten der
jeweiligen Technologie abhangig. Entscheidend ist hier insbesondere eine deutliche Kosten-
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reduktion noch vergleichsweise teurer Regenerativtechnologien wie Photovoltaik, Geother-
mie oder die Nutzung der Wellen- und Gezeitenenergie. Aulerdem geht mit dem steigenden
Einsatz fluktuierender Energiequellen zur Stromerzeugung wie Wind oder Solar zugleich
auch ein Anstieg der Komplexitat des Stromnetzbetriebs einher, was die Anforderungen an
die Aufrechterhaltung der Versorgungsqualitat grundsatzlich erhdht. Eine wichtige Erfolgsbe-
dingung ist in diesem Zusammenhang daher die Einbindung der regenerativen dezentralen
Erzeugungstechnologien in leistungsfahige Informations- und Kommunikationsnetze.

Grundvoraussetzung aber auch hierfir und wohl die entscheidende technische Bedingung
fur den Erfolg erneuerbarer Energien sind der Zustand und die Kapazitat der jeweiligen Netz-
infrastruktur. So ist z. B. in Frankreich aufgrund der zentralen atomaren Grol3kraftwerksstruk-
tur das Netz gar nicht dazu ausgelegt, gréRere Mengen dezentral erzeugten Stroms aufzu-
nehmen. Daher ist der Erfolg regenerativer Energien in technischer Hinsicht hauptsachlich
von der Entwicklung zukunftsfahiger Netzkonzepte abhangig, etwa in Form klarer Regelun-
gen der Umlage der Kosten fir Netzverstarkung, -ausbau und -entwicklung auf den Endkun-
den. Ein weiterer Einflussfaktor in diesem Zusammenhang ist dartiber hinaus eine schnelle
Durchsetzung des Netzzugangs, bzw. die unverzigliche Sanktionierung von Missbrauch, da
im Bereich neuer innovativer Technologien die Finanzkraft der Akteure aufgrund oft aufwen-
diger FuE-Leistungen oft gering ist (Fischedick et al. 2002: 6 ff.; Reiche 2002d). Veranschau-
licht wird der Einfluss der auleren Rahmenbedingungen auf die erfolgreiche Nutzung erneu-
erbarer Energien nochmals durch Abbildung 2.

Abb.: 2

Kognitive
Faktoren

- Offentliche Einstellung
zu bzw. Kenntnisse uber
erneuerbare Energien
und Forderinstrumente

Quelle: Reiche 2002d,
leicht adaptiert
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4.2  Grundsatzliche Erfolgskriterien bei der Ausgestaltung von
Instrumenten zur Forderung erneuerbare Energien

Neben den zahlreichen dargestellten aulleren Rahmenbedingungen, die sich auch auf den
Erfolg von Instrumenten zur Férderung erneuerbarer Energien auswirken kdnnen, ist es dar-
Uber hinaus deren jeweilige Ausgestaltung, die Uber die gewiinschte Effektivitat einer For-
dermalinahme entscheidet. Diesbezlglich haben die Autoren der Studie auf Basis der unter-
suchten Empirie wiederum fiinf zentrale Kriterien bzw. Strukturelemente identifiziert, die den
Erfolg eines Forderinstruments mafgeblich mitbestimmen.

Dies sind die langfristige Planungs- und Investitionssicherheit, die technologiedifferenzierte
Vergltung, die standortabhangige Vergltung, die Rechts- und Wettbewerbskonformitat, so-
wie die institutionelle Beherrschbarkeit eines jeden Forderinstruments.22All dies beeinflult
auch die Akzeptanz von erneuerbaren Energien (siehe Abbildung 2) und Instrumente zu ihrer
Foérderung.

4.2.1 Langfristige Planungs- und Investitionssicherheit

Als erstes bedeutendes Erfolgskriterium im Rahmen der Ausgestaltung der Forderinstrumen-
te selbst, wurde das jeweilige Maf} an Planungs- bzw. Investitionssicherheit identifiziert, das
von einem individuell ausgestalteten Fordermodell ausgeht. Obwohl die Niederlande ein att-
raktives System von Steuervorteilen flr grinen Strom vorzuweisen hat, sind Investoren all-
gemein zurlckhaltender als z. B. in Deutschland. Zwar ist die Vergltung auch in den Nieder-
landen hoch, sie kann jedoch jederzeit verandert werden. So geschehen im September
2001, als die Regierung plétzlich ankundigte, dass ab Januar 2002 Strom aus Wasserkraft
nicht mehr von der Energiesteuer befreit sein wird. Eine solche Unstetigkeit in puncto Forde-
rung regenerativer Energien hat zwangslaufig abschreckende Wirkung auf Investoren (Rei-
che 2002c). In Deutschland dagegen wird seit Uber 10 Jahren ein Einspeisemodell mit zu-
letzt im Jahre 2000 verbesserten Konditionen angewandt, das zu einem wahren Investitions-
boom insbesondere im Bereich der Windkraft gefihrt hat. Grundsatzlich ist der Erfolg von
Festpreismodellen nach Ubereinstimmender Auffassung verschiedener Autoren v.a. darauf
zurtckzufihren, dass v.a. dieses Fordersystem durch die garantierte Abnahme des griinen
Stroms zu festgelegten Preisen Uber einen bestimmten Zeitraum eine vergleichsweise hohe
Planungssicherheit fir Investoren bietet (Arbeitsgemeinschaft Oko-Institut et al. 2001: 73 f;
Brauer 2002: 92; Espey 2001: 49; Reiche 2002d). Wie weiter oben erwahnt, hat sich jedoch
der Einsatz von Einspeisevergltungsmodellen in verschiedenen Landern unterschiedlich er-
folgreich gezeigt, was gegen eine grundsatzliche Uberlegenheit dieses Systems spricht. Das
,Geheimnis“ des deutschen Erfolges liegt neben der unbestrittenen Vorteilhaftigkeit des Mo-
dells bezilglich Investitionssicherheit durch dessen Verknlpfung von festen Vergutungssat-

22 An dieser Stelle ist zu betonen, dass zwesifellos noch weitere Erfolgskriterien bei der Ausgestaltung von Instrumenten zur
Forderung erneuerbarer Energien eine Rolle spielen kénnen (etwa Effizienzgesichtspunkte, die Frage der Transaktions-
kosten der Férdermalnahmen oder die Akzeptanz der einzelnen Fordersysteme), die oben genannten hier jedoch als
entscheidend angesehen werden und sich insofern — auch aus Platzgrinden - auf diese beschrénkt wird.
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zen und garantierter Stromabnahme insbesondere sowohl in der Hohe der Vergltungssatze
als auch in der langen Dauer der Abnahmegarantie (20 Jahre).23

4.2.2 Technologiedifferenzierte Vergutung

Als eine weitere wichtige Erfolgsbedingung im Rahmen der Ausgestaltung von Foérderinstru-
menten hat sich die differenzierte Festlegung der Férderung je nach Technologie gezeigt, die
v.a. zur Schaffung eines moglichst breiten Angebots- bzw.- Technologiemixes aus erneuer-
baren Energien sowie zur Verhinderung von Mitnahmeeffekten entscheidend ist. Dies lasst
sich (wie in Kapitel | dargestellt) bei mengenbasierten Instrumenten entweder durch die Fest-
legung von Teilquoten oder Gewichtungsfaktoren mit den genannten Abstrichen bezliglich
Transparenz und Effizienz und bei preisbasierten Ansatzen durch die Hohe der jeweiligen
Verglitungssatze oder Boni umsetzen. Zusatzlich kann allgemein auch nach der GroRRe einer
Anlage, ihrem Alter und auch nach dem Standort differenziert werden, wobei auf letzteres
gesondert eingegangen wird. So bendétigt die Photovoltaik aufgrund noch geringer Marktin-
tegration und in der Konsequenz noch relativ hohen Stromgestehungskosten eine hohere
Vergutung als Strom aus Wind- oder Wasserkraft. Beispielsweise in Deutschland, Portugal
oder Luxemburg ist eine entsprechende Differenzierung bei der Ausgestaltung der dortigen
Einspeisemodelle berlicksichtigt worden. Photovoltaik erhalt die jeweils mit Abstand héchste
Vergltung von in Portugal 0.499 €, in Deutschland 0,5062 € und in Luxemburg 0,62 € je Ki-
lowattstunde. In Holland hingegen erhalt samtlicher griner Strom ( - mit Ausnahme der Was-
serkraft seit 2002 wie weiter oben dargestellt - ), unabhangig welcher Erzeugungsart, die
gleichen Steuervorteile. Dies fuhrt automatisch zu einer Besserstellung vergleichsweise kos-
tengunstiger regenerativer Energien wie insbesondere der Onshore-Windkraft und verlang-
samt die ohnehin noch schwierige Marktintegration von noch marktfernen, aber im Bereich
der Grund- und Mittellast einsetzbaren regenerativen Energien wie Geothermie oder Gezei-
tenkraft zusatzlich. Dies wirkt sich damit jedoch nachteilig auf die Herausbildung eines Mix
der verschiedenen erneuerbarer Energien aus, der aufgrund der teilweise fluktuierenden An-
gebotsstruktur von Wind- und Sonnenenergie flr die fortwahrende Sicherstellung einer
gleichbleibenden Versorgungsqualitat jedoch von hoher Bedeutung ist (Reiche 2002c und
2002d).

Darlber hinaus kédnnen mittels einer technologiedifferenzierten Vergitung Mithahmeeffekte —
d.h. die Férderung von Anlagen, die auch ohne eine solche errichtet worden waren, weil sie
auch so kostendeckend arbeiten - vermieden werden, da somit nicht nur die kostenglnstigs-
ten Technologien und Standorte zum Zuge kommen (Arbeitsgemeinschaft Oko-Institut et al.
2001: 85 f.). So wurden bei einem einheitlichen Vergutungssatz bzw. einer undifferenzierten
Quote zwangslaufig Mitnahmeeffekte beispielsweise fir Windkraftanlagen an der Kiste dro-
hen, da diese zu wesentlich giinstigeren Bedingungen Strom produzieren als Standorte im
Binnenland. Eine mdglichst effiziente Verwendung von Fordermitteln wirde dadurch verhin-
dert.

23 7war beinhaltete auch schon die Vorgéngerregelung des EEG, das Stomeinspeisegesetz, einen gewissen Vertrauens-
schutz durch eine angemessene Dauer der Vergltung. Dennoch wurde dieser Schutz durch das EEG in erheblichem
MaRe verstarkt.
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4.2.3 Standortabhangige Vergutung

Hinsichtlich einer mdglichst differenzierten Vergitung einzelner Regenerativtechnologien hat
ein bestimmtes Ausgestaltungskriterium von Forderinstrumenten einen besonderen Einfluss
auf die Akzeptanz von erneuerbaren Energien. Gemeint ist die Frage, ob auch eine stand-
ortabhangige Vergltung bei der Konzeption eines Férdermodells beriicksichtigt wurde. Be-
sonders relevant ist dies insbesondere im Zusammenhang mit der Férderung der Windener-
gie. Zumindest in Westeuropa bieten bezliglich der Onshore-Windenergienutzung insbeson-
dere die Kustenregionen (v.a. Nord- und Ostsee, Atlantikklste) die besten Windbedingun-
gen. Zunachst unabhangig vom gewahlten Forderansatz kommt es daher zu Beginn zur
Ausnutzung der besten Standorte.24 Dies fiihrt in der Folge jedoch zu den bekannten Prob-
lemen der Konzentration der Anlagen in kiistennahen Regionen, was die Gefahr von Konflik-
ten mit der ortlichen Bevoélkerung und eine GbermaRige Beanspruchung des Landschaftsbil-
des erheblich steigern kann, wenn nicht entsprechende Gegenmaflinahmen festgelegt sind.
Eine solche ist die standortabhangige Vergitung, die besonders ertragreiche Standorte ver-
haltnismaRig niedriger vergutet als Binnenlandstandorte mit einem entsprechend geringeren
Energieertrag. Dies fuhrt dann zumindest mittelfristig zur starkeren und ausgeglicheneren
Verteilung der Erzeugungsanlagen. Beziglich der entsprechenden Ausgestaltung von For-
derinstrumenten haben sich hier v.a. Einspeiseverglitungsmodelle als sehr geeignet erwie-
sen. Als Beispiel sei an dieser Stelle auf das deutsche EEG verwiesen, das flir die Vergi-
tung der Windenergie ein so genanntes Referenzertragsmodell eingerichtet hat und somit
der unterschiedlichen Energieausbeute der jeweiligen Standorte Rechnung tragt.

424 Rechts- und Wettbewerbskonformitat

Neben den bereits genannten Kriterien beeinflusst bei der Ausgestaltung der Instrumente zur
Forderung erneuerbarer Energien auch die grotmdgliche Berlcksichtigung der Rechts- und
Wettbewerbskonformitat den Erfolg ihres Einsatzes. Dies impliziert die Vereinbarkeit der je-
weiligen MaRnahme mit der nationalen bzw. europaischen Rechtsprechung, der Vereinbar-
keit mit nationalem und europaischem Wettbewerbsrecht und den Liberalisierungszielen der
EU, etwa die Frage, inwieweit ungleichmaRige Belastungen flir Energieerzeuger und Vertei-
ler oder unterschiedliche regionale oder kundenspezifische Belastungen auf Seiten des E-
nergieverbrauchers bestehen. Gegebenenfalls lassen sich entsprechende Konflikte wieder-
um durch eine degressive und zeitlich befristete Ausgestaltung der Forderung oder durch ein
landesweites Umwalzungsverfahren der Regenerativstrommengen einschliefdlich der dazu-
gehdrigen Kosten umgehen (vgl. etwa jeweils das deutsche EEG). Es betrifft zudem die Ver-
einbarkeit mit den europaischen Harmonisierungsbestrebungen im Bereich der Férderung
erneuerbarer Energien, insbesondere im Zusammenhang mit der neuen EU-Richtlinie
2001/77/EG, die u.a. bereits Durchleitungs- und Verteilungsgarantien sowie den prioritaren
Netzzugang flir grinen Strom vorschreibt.

24 S0 wird beispielsweise in der Region Ostfriesland/Papenburg bereits mehr als die Halfte des Stromverbrauchs durch
Windenergie abgedeckt. Akzeptanzprobleme konnten in diesem Fall jedoch insbesondere durch eine hohe Biirgerbeteili-
gung und den dadurch méglichen Erhalt der Wertschépfung vor Ort weitestgehend vermieden werden (Reeker 2002: 74).
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4.2.5 Institutionelle Beherrschbarkeit bzw. Umsetzbarkeit

Wichtig bei der Ausgestaltung der Forderinstrumente ist auch die Frage der jeweiligen insti-
tutionellen Beherrschbarkeit einer MalRnahme, die den Erfolg einer solchen zum Teil erheb-
lich beeinflussen kann. Dabei sind hauptsachlich die politische Durchsetzbarkeit und hier be-
sonders der Veranderungsgrad gegeniber bestehenden Regelungen sowie Missbrauchs-
moglichkeiten des politisch-administrativen Apparates von Bedeutung. Hinsichtlich der
Durchsetzbarkeit wurden bereits alle der in dieser Studie im Vordergrund stehenden Férder-
instrumente, wie Einspeisevergutungs-, Ausschreibungs- und Quotenmodelle, in einzelnen
europaischen Landern implementiert. Neben dem in zahlreichen Landern zum Einsatz kom-
menden Einspeisevergltungsmodell (vgl. Kapitel 1) und dem Ausschreibungsmodell, das
mittlerweile auf nationalstaatlicher Ebene nur noch in Irland Anwendung findet, wurde in
jungster Zeit auch das Quotenmodell eingefiihrt. Beispiele hierfur sind Italien und GroRbri-
tannien, die diesen Schritt 2002 vollzogen haben. Und auch Danemark hat bereits 1999 offi-
ziell einen Systemwechsel von einem erfolgreichen Einspeise- zu einem Quotenmodell voll-
zogen, das Datum der Umstellung jedoch mehrmals verschoben, da insbesondere die daftir
notwendigen Vorlaufzeiten zu kurz festgelegt und mégliche Ubergangsregelungen nicht klar
genug geregelt waren (Lauber 2001: 14 ff.). Angemessene Ubergangsregelungen bzw. —
fristen und Vorlaufzeiten sind jedoch fir die erfolgreiche Einfliihrung eines neuen Fordersys-
tems (wie das Beispiel Danemark zeigt) unabdingbar.

Fur die politische Beherrschbarkeit eines Forderinstruments ist entscheidend, dass v.a. die
Kriterien Transparenz und Kontrollierbarkeit bzw. Kontrollaufwand berlcksichtigt werden,
was sich unmittelbar auch auf Mdglichkeiten des Missbrauchs und die Transaktionskosten
auswirkt. Hier erscheinen insbesondere solche Instrumente anfallig, fur deren Funktionieren
politische Entscheidungen immer wieder erneuert werden miissen. Beispielsweise im Vorfeld
von Wahlen besteht dann die Gefahr, dass diese Entscheidungen dazu genutzt werden, be-
stimmte Wahler- bzw. Lobbygruppen zu bevorzugen (Brauer 2002: 94). Die dargestellten Er-
folgskriterien bezliglich der Ausgestaltung von Foérderinstrumenten flir erneuerbare Energien
werden nochmals anhand von Abbildung 3 verdeutlicht:

4.3 Instrumentenspezifische Erfolgsbedingungen

Neben den zahlreichen dufleren Rahmenbedingungen und den grundsatzlich bei der Aus-
gestaltung der Foérderinstrumente flr erneuerbare Energien zu berilicksichtigenden Fakto-
ren/Strukturelemente sowie deren konsistente Kombination entscheidet sich die Wirkung von
FordermalRnahmen - und damit auch ihr Erfolg oder Mi3erfolg — dartber hinaus auch durch
vielfaltige Detailregelungen innerhalb des jeweiligen Férderansatzes. Diese werden in dieser
Studie als instrumentenspezifische Erfolgsbedingungen bezeichnet. Im folgenden werden
exemplarisch — aufgrund des begrenzten Umfangs dieser Studie - einige solcher spezifi-
schen Faktoren anhand der wichtigsten hier behandelten Instrumente zur Férderung regene-
rativer Energien - v.a. Einspeisevergitungsregelungen und Quotenmodelle, aber auch am
Beispiel von Ausschreibungsmodellen und der Steuerbefreiung flr griinen Strom - darge-
stellt, ohne dass damit ein Anspruch auf Vollstandigkeit verbunden ware.
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Abb.: 3

Erfolgskriterien von Instrumenten zur
Forderung erneuerbarer Energien

Akzeptanz

4.3.1 Spezifische Erfolgsbedingungen von Einspeisevergltungsmodellen

Hinsichtlich der Erfolgsbedingung der langfristigen Investitionssicherheit, bei der Festpreis-
modelle aufgrund ihrer Kombination von Abnahmegarantie und fixer Vergltung grundsatzlich
grolde Vorteile aufweisen, kann diese zusatzlich noch dadurch erhéht werden, dass im Rah-
men der Ausgestaltung einer Einspeiseregelung gleichzeitig eine regelmaBige Uberpriifung
der Vergutungsregelungen (fir Neuanlagen) im Lichte der sich jeweils ergebenden aufleren
Rahmenbedingungen festgelegt wird. Dies insbesondere deshalb, weil sich so neue Er-
kenntnisse bzw. Unsicherheitsfaktoren, die sich wahrend der Uberpriifungsperioden gezeigt
haben, in die Vergutungsregelungen adaquat integrieren lassen. Als aktuelles Beispiel kann
hier der im deutschen EEG vorgesehene aktuelle Erfahrungsbericht genannt werden, der
u.a. empfiehlt, die bisherige Deckelung der Photovoltaikforderung von 350 MW anzuheben
(oder ganz aufzugeben), da sich aufgrund des Erfolges des Gesetzes eine Erreichung der
bisherigen Férdergrenze bereits frilher abzeichnet als urspriinglich erwartet und dadurch
Neuinvestoren zunehmend verunsichert werden. Die Bundesregierung hat diese Empfehlung
bereits aufgegriffen und die Deckelungsgrenze auf 1000 MW installierte Gesamtkapazitat
angehoben. Mit diesem Schritt wird eine Verunsicherung der Investoren nun auf langere Zeit
vermieden (Fell 2002). AulRerdem lieRe sich die Sicherheit fir Investoren und private
Einspeiser auch noch dadurch erhdhen, dass in einer moglichen EEG-Novelle neben der
Vergltungsregelung ausdricklich auch noch die Zahlungsverpflichtung der Netzbetreiber im
Gesetz benannt wird, um somit bereits aufgetretenen Verweigerungen der Netzbetreiber zur
Zahlung der Vergutung zukunftig vorzubeugen (Solarzeitalter 1/2002: 19).

Da bei Einspeisevergutungsregelungen die Refinanzierung des Fdérdermittelaufkommens
oftmals in Form einer Umlage auf den Strompreis geregelt wird, ist es hier aus Griinden der
Akzeptanz und Wettbewerbskonformitat besonders wichtig, diese so zu konzipieren, dass
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keine staatliche Beihilfe vorliegt und zudem eine gerechte Verteilung der zusatzlichen Kosten
der Stromproduktion aus erneuerbaren Energien ermdglicht wird.2> So kénnen durch eine
landesweite Umwalzung der Regenerativstrommengen und der dazugehodrigen Kosten wie
etwa im deutschen EEG sowohl der Tatbestand einer direkten staatlichen Beihilfe als auch
regional unterschiedliche 6konomische Belastungen (aufgrund der ungleichmaRig vorhande-
nen Potenziale von erneuerbaren Energien) vermieden werden. Letzteres ist insofern dop-
pelt vorteilhaft, weil dadurch erstens der Gleichheitsgrundsatz gewahrt bleibt — auf dessen
Verletzung (und sich in der Konsequenz ergebender Wettbewerbsnachteile) sich beispiels-
weise in Deutschland vor Einfihrung des EEG verschiedene Energieversorger wegen eines
damals nicht vorhandenen Uberregionalen Umlagemechanismus vor Gericht berufen haben.
Zweitens kann durch die gerechte Verteilung der finanziellen Zusatzlasten generell auch die
Akzeptanz der Stromverbraucher gegentber erneuerbaren Energien gesteigert werden. Ein
weiterer Vorteil einer Umlagefinanzierung besteht darin, dass der Missbrauch einer solchen
Regelung weitestgehend ausgeschlossen ist, da die begunstigten Stromeinspeiser und die
zur Finanzierung verpflichteten Stromlieferanten gegenséatzliche Interessen verfolgen und
sich daher gegenseitig kontrollieren. Darlber hinaus ist bei einem Umlagemechanismus die
Refinanzierung der Einspeisevergltungen fir griinen Strom im Gegensatz zur Haushaltsfi-
nanzierung auch bei sich dndernden Rahmenbedingungen gewahrleistet. Bei Letzterer be-
steht gerade in Zeiten knapper Staatsbudgets dagegen immer die Gefahr der Mittelbe-
schneidung (Brauer 2002: 66 ff.).

4.3.2 Spezifische Erfolgsbedingungen von Quotenmodellen

Mengenbasierte Quotenregelungen zur Férderung erneuerbarer Energien sind bewuf3t so
konzipiert, dass sie auf eine hoheitliche Festlegung des Preises von sowie eine Abnahmega-
rantie fur Regenerativstrom verzichten. Stattdessen Uberlassen sie die Preisbildung dem ak-
tuellen Verhaltnis von Angebot und Nachfrage und garantieren auch den Erzeugern grinen
Stroms nicht dessen automatische Abnahme. Die damit einher gehende Unsicherheit kann
jedoch - wie in Kapitel | dieser Studie ausfihrlicher dargestellt - dazu fiihren, dass vornehm-
lich finanzstarke GroRakteure den Markt erneuerbarer Energien beherrschen, da es fir po-
tenzielle Klein(st)erzeuger im Vergleich zu einem Einspeisemodell schwieriger sein wird,
Kreditgeber zu finden, die unter den gegebenen Unsicherheiten bereit sind, Projekte zu fi-
nanzieren. Die Folge kdnnen monopolédhnliche Preisbildungen (geringe Notwendigkeit von
Preissenkungen und niedriger Inventions- bzw. Innovationsdruck) und/oder Risikoaufschlage
durch Banken bei der Kreditfinanzierung fur Kleininvestoren sein.

Wie dieses Problem dennoch auch fir eine Quotenregelung minimiert werden und sich da-
durch positiv auf die fiir die Férderung erneuerbarer Energien sehr wichtig einzustufende In-

25 Grundsétzlich ist dies natirlich auch fiir die Ausgestaltung von Quoten- oder Ausschreibungsmodellen wichtig, da auch
diese die Aufbringung der Fordermittel regeln missen. So wurden z. B. im Rahmen des britischen NFFO-Systems die
Fordergelder Uber einen offentlichen Fonds vergeben, was eine staatliche Beteiligung impliziert (Solarzeitalter 4/2001:
54). Weil jedoch in der Vergangenheit - u.a. aufgrund einer weitgehend neoliberal gepragten bzw. auf Deregulierung fo-
kussierten Wettbewerbsdirektion innerhalb der Europdischen Kommission (Lauber 2001a: 36 ff.), die Einspeisemodelle
als die vermeintlich weniger marktkonformen Instrumente im Vergleich zu Quotenregelungen einstufte — v.a. Festpreisre-
gelungen auf ihre Wettbewerbskonformitat Giberprift wurden, sind die folgenden Bemerkungen insbesondere fiir Einspei-
seregelungen relevant, auch wenn dies hier ausdriicklich nicht als eine Wertung pro oder contra Einspeiseverglitungs-
modell verstanden werden soll.
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vestitionssicherheit auswirken kann, zeigt das in Texas implementierte Quotenmodell: Auf-
grund des zeitlich ausgedehnten Planungshorizontes - es wurden Installationsziele bis zum
Jahr 2019 festgelegt — und den damit verbundenen Unwagbarkeiten, haben zahlreiche der
zur Quotenerfillung verpflichteten Stromlieferanten langfristige Vertrage (zwischen 10 und
25 Jahren Dauer) mit Projektentwicklern und Betreibern abgeschlossen, die ihnen den Be-
zug des Stroms zusammen mit den Zertifikaten ermdglichen. Dies erhdht die Planungssi-
cherheit fiir alle Beteiligten (Langnif3 2001: 804 f.). Einen anderen Ansatz zur Berlicksichti-
gung des wichtigen Erfolgskriteriums Planungs- und Investitionssicherheit im Rahmen eines
Quotenmodells wird seit 2002 im wallonischen Landesteil Belgiens verfolgt, wo man einen
Mindestpreis von 75 € pro Zertifikat festgelegt hat (de Lovinfosse et al. 2002). Ebenso hat
Danemark bei seinem Systemwechseln zu einer Quotenregelung MaRnahmen ergriffen, die
die diesem Forderansatz eigene Preisvolatilitat zumindest in gewissen Malen begrenzt. So
wurden bei der Konzeption des Quotenmodells in Danemark Preisober- und Untergrenzen
fur die Zertifikate vereinbart (0,10 — 0,27 DKK/kWh) (Solarzeitalter 4/00: 51).

Ein weiteres, bei mengenregulierten Férderansatzen bestehendes Problem, das sich negativ
auf den Erfolg der Mallnahme auswirken kann, ist die Moglichkeit des MiRbrauchs in Form
der strategischen Beeinflussung des Marktpreises. Da bei einer Quotenregelung die Quote
fur einige Jahre im voraus fixiert wird, besteht beispielsweise flr Turbinenproduzenten als
eine Gruppe von Marktakteuren die einzige Moglichkeit der Umsatzsteigerung lber das
durch die Quotenhbhe vorgegebene Mal} hinaus nur durch eine Anhebung der (Turbi-
nen)Preise. Dies wiederum erhoht die Motivation zu strategischer Zusammenarbeit in Form
von Preisabsprachen oder Fusionen zur Steigerung der (eigenen) Marktkontrolle (Hvelplund
2001: 19 ff.). Eine instrumentenspezifische Erfolgsbedingung ware in diesem Fall neben ei-
ner flexibleren Anpassung der Quotenhdhe v.a. die Schaffung einer funktionierenden (und
kompetenten) Wettbewerbsaufsicht. Hinsichtlich einer erfolgreichen und sicheren Quotener-
fullung ist zudem die Vorab-Festlegung von Sanktionen in einer deutlich Gber dem Zertifi-
katspreis liegenden Héhe im Falle der Nichterfillung durch die Quotenverpflichteten eine
entscheidende Erfolgsbedingung.

4.3.3 Spezifische Erfolgsbedingungen weiterer untersuchter Forderinstrumente

Neben den beiden in dieser Studie im Vordergrund stehenden Férderinstrumenten fir er-
neuerbare Energien sollen abschlieRend noch kurz weitere spezifische Erfolgsbedingungen
von hier ebenfalls thematisierten Instrumenten wie Ausschreibungsmodell oder Steuerbefrei-
ung von grinem Strom dargestellt werden.

Ein oft genanntes Problem von Ausschreibungsmodellen ist die hohe Diskrepanz zwischen
der Anzahl der abgeschlossenen (Bieter)Vertrage und den tatsachlich realisierten Projekten,
v.a. aufgrund des dem System innewohnenden sehr hohen Wettbewerbsdrucks (unter den
Bietern) und den in der Konsequenz oft zu optimistischen bzw. unrealistischen Preisangebo-
ten. Diese sind aber oft nur dann kostendeckend, wenn die Anlagenpreise im erwarteten
Umfang fallen. Tritt dies nicht ein, sind Projekte nicht realisierbar, was beispielsweise in
GroRbritannien unter dem NFFO-Regime dazu gefuhrt hat, dass durchschnittlich nur gut 20
Prozent der Projekte realisiert wurden. Diesbezliglich kénnte eine spezifische Erfolgsbedin-
gung von Ausschreibungsmodellen daher darin bestehen, dass Poénale fur den Fall der
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Nicht-Realisierung eingeflihrt werden. Allerdings bergen entsprechende Strafen auch die Ge-
fahr, dass moglicherweise kleinere Anbieter vom Markt gedrangt werden, da sie diese Risi-
ken auf Einzelprojektbasis nicht tragen kdnnen. Andererseits lie3e sich die Umsetzungsrate
auch dadurch erhéhen, indem man ein entsprechendes Fdrdersystem so ausgestaltet, dass
nach einer Gewissen Zeitspanne der Nichtrealisierung von Projekten der Vertrag fir diese an
den nachsten, bisher nicht bericksichtigten Anbieter Ubertragen wird, was gleichzeitig die
Gefahr strategischen Bietens verringert (Arbeitsgemeinschaft Oko-Institut et al. 2000: 22 ff.).

Hinsichtlich der Steuerbefreiung von grinem Strom wurde bereits mehrfach auf die Nieder-
lande verwiesen. Zwar kann die niederlandische Okosteuer auf der einen Seite als eine att-
raktive Unterstitzung flr erneuerbare Energien bezeichnet werden, andererseits ist die be-
stehende Unsicherheit Uber die Dauer des Bestandes dieses Fordersystems jedoch gleich-
zeitig eine der groRten Restriktionen des hollandischen Ansatzes, da dort Anderungen von
einem zum néachsten Jahr méglich sind. Jiingstes Beispiel dafiir ist die Kappung der Oko-
steuerbefreiung fur Strom aus Wasserkraft, die bis dahin fiir Anlagen bis zu einer Gré3e von
15 Megawatt, die nach 1985 gebaut wurden, gewahrt worden war. Diese Ausnahme ist zum
1.1. 2002 gestrichen worden. (Dies erfolgte im Zusammenhang mit der Ausweitung der Aus-
stellung von griinen Zertifikaten auch fir importierten Okostrom zum gleichen Datum. Die
hollandische Regierung wollte mit diesem Schritt verhindern, dass Strom aus bereits abge-
schriebenen Wasserkraftanlagen importiert wird. Dies wiirde, so wurde argumentiert, eine
Verschwendung von hollandischen Steuergeldern.) Insbesondere bezliglich der Planungssi-
cherheit fiir Investoren ist daher eine nur zu bestimmten Stichtagen mégliche Anderung der
(Ausnahme)Bestimmungen inklusive dem Bestandsschutz von Altanlagen eine wichtige spe-
zifische Erfolgsbedingung bei der Steuerbefreiung von griinem Strom (Reiche 2002b).

5 Fazit

Eine Vielzahl von Untersuchungen im Bereich der erneuerbare Energien begniigt sich bei
der Suche nach dem vermeintlich besten Férdermodell meist mit der schlichten Gegenuber-
stellung der verschiedenen Ansatze sowie der Darstellung der Starken und Schwachen der
maoglichen Handlungsalternativen und vernachlassigt dabei die unterschiedlichen Kontextbe-
dingungen und Ausgestaltungsdetails des jeweils gewéahlten Férdersystems in einem be-
stimmten Land. Daher war es das Ziel dieser Studie, statt nur einer grundsatzlichen Erlaute-
rung der Vor- und Nachteile von Férderinstrumenten hauptsachlich — gestiitzt auf eine breite
Empirie - nach den Bedingungen zu forschen, die flr eine mdglichst erfolgreiche Anwendung
der einzelnen FérdermalRnahmen besonders wichtig sind. Die empirische Analyse hinsicht-
lich des umweltpolitischen Erfolges der Staaten der Europaischen Union zeigte dabei zu-
nachst einige besonders pragnante Entwicklungen auf. So haben beispielsweise Lander mit
sehr grofden Potenzialen zur regenerativen Stromerzeugung sehr unterschiedliche Zahlen
installierter Erzeugungskapazitat — etwa bei der Windenergie - vorzuweisen, wahrend ein
Land wie die Bundesrepublik Deutschland mit einem eher durchschnittlichen Potenzial
~Windkraftweltmeister gemessen an der absoluten Zahl erzeugten Stroms ist. Zusammen
mit Deutschland erzeugen Danemark, das den globalen ,pro-Kopf-Rekord“ der Stromgewin-
nung aus Wind halt, und Spanien den Grofdteil der Windenergie in der Europaischen Union.



36 Mischa Bechberger / Stefan Kérner / Danyel Reiche

Gemeinsam haben diese Lander, dass sie bislang alle Einspeisevergutungsmodelle zur For-
derung von Strom aus regenerativen Quellen einsetzten. Lander wie Irland, Grof3britannien
und Frankreich, die die gunstigeren naturlichen Vorrausetzungen zum Erzeugen von Wind-
strom besitzen, verfligen dagegen heute Uber eher maRige Installationszahlen. Diese drei
Lander hatten in den letzten Jahren Ausschreibungsmodelle angewandt, um die Erzeugung
von grinem Strom zu forcieren. Einspeisevergitungsmodelle haben es in den drei Staaten,
die in der Windenergieerzeugung fuhrend sind, ermoglicht, groRe Erfolge beim Ausbau der
Windkraftkapazitaten zu erreichen. Die Einflhrung eines solchen Vergitungsmodells alleine
ist aber kein Erfolgsgarant. Das zeigt sich an den vielen anderen Staaten (vgl. Anhang 2),
die trotz Einspeisevergltung keine vergleichbaren Erfolge in diesem Sektor erzielt haben,
beispielsweise Schweden oder Griechenland. Dies bestatigt die Grundannahme der vorlie-
genden Studie, dass neben der prinzipiellen Entscheidung fir ein bestimmtes Fdrderinstru-
mentarium, insbesondere die auReren Rahmenbedingungen, grundsatzliche Strukturelemen-
te von Férdermodellen bei ihrer Ausgestaltung sowie instrumentenspezifische Detailregelun-
gen, malgeblich fur den Erfolg verantwortlich sind. Hinsichtlich der Rahmenbedingungen
wurden dabei funf Makrofaktoren identifiziert. Zu unterscheiden ist hier insbesondere nach
geographischen bzw. die Ausgangsbedingungen der Energiepolitik eines Landes betreffen-
den, sowie nach 6konomischen, politischen, technischen und kognitiven Faktoren. Bezuglich
der geographische Situation eines Landes sind es v.a. Indikatoren wie Niederschlags-, Son-
nen- oder Windintensitat sowie die (Nicht)Verfiigbarkeit heimischer Energieressourcen, die
die Nutzung regenerativer Energien beeinflussen. Genauso sind es die Héhe der OI- und
Gaspreise oder das Mall an Internalisierung externer Kosten der Stromerzeugung durch
konventionelle Energien als 6konomische Faktoren, die sich auf den Erfolg der Erneuerbaren
auswirken. Bestimmt wird dieser von politischer Seite auflerdem durch die jeweiligen Defini-
tionen, was als forderungswirdige erneuerbare Energie zu gelten hat und welche Ziele damit
verfolgt werden. Insbesondere haben sich auch die Praxis der Genehmigungsverfahren so-
wie die Schaffung fairer wettbewerblicher Marktstrukturen z. B. in puncto Netzzugang als
entscheidende politische Rahmenbedingungen fir den Erfolg griinen Stroms gezeigt. Auf
supranationaler politischer Ebene ist es zudem der regulative Kontext der EU und hier in
jungster Zeit die Richtlinie zur Férderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energie-
quellen im Elektrizitatsbinnemarkt, die den weiteren Weg der Erneuerbaren mafgeblich be-
einflusst. Als technische Faktoren haben sich v.a. der Entwicklungsstand der einzelnen Re-
generativtechnologien und der Zustand bzw. die Kapazitat der Netzinfrastruktur entschei-
dend auf eine erfolgreiche Integration erneuerbarer Energien im Strommarkt ausgewirkt. Und
ebenso beinhalten die dufleren Rahmenbedingungen auch kognitive Gesichtspunkte wie die
offentliche Einstellung zu bzw. Kenntnisse Uber erneuerbare Energien, die deren verstarkte
Nutzung mit bestimmen.

Neben den zahlreichen duReren Rahmenbedingungen, die sich auch auf den Erfolg von In-
strumenten zur Foérderung erneuerbarer Energien auswirken kdnnen, ist es dartber hinaus
deren jeweilige Ausgestaltung, die Uber die gewlinschte Effektivitat einer FordermaRnahme
entscheidet. Diesbezliglich haben die Autoren der Studie auf Basis der untersuchten Empirie
wiederum funf zentrale Kriterien bzw. Strukturelemente identifiziert, die den Erfolg eines For-
derinstruments maRgeblich mitbestimmen.
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Dies sind die langfristige Planungs- und Investitionssicherheit, die technologiedifferenzierte
Vergltung, die standortabhangige Vergltung, die Rechts- und Wettbewerbskonformitat, so-
wie die institutionelle Beherrschbarkeit eines jeden Fdrderinstruments. All dies beeinfluf3t
auch die Akzeptanz von erneuerbaren Energien und die Instrumente zu ihrer Férderung.

Neben den zahlreichen aufleren Rahmenbedingungen und den grundsatzlich bei der Aus-
gestaltung der Foérderinstrumente flr erneuerbare Energien zu berlcksichtigenden Fakto-
ren/Strukturelemente sowie deren konsistente Kombination entscheidet sich die Wirkung von
FoérdermalRnahmen - und damit auch ihr Erfolg oder Misserfolg — dartber hinaus auch durch
vielfaltige Detailregelungen innerhalb des jeweiligen Foérderansatzes. Diese werden in dieser
Studie als instrumentenspezifische Erfolgsbedingungen bezeichnet. Exemplarisch sind dies
bei Einspeisevergltungsregelungen etwa die regelmaBige Uberprifung der festgelegten
Vergltungssatze durch Erfahrungsberichte - wie beim deutschen EEG - oder eine degressiv
und zeitlich befristete Ausrichtung der Verglitung. Im Falle von Quotenmodellen kénnen dies
beispielsweise langfristige Liefervertrage zwischen Stromlieferanten und Anlagenbetreibern
als ein gewisses Mall an Investitionssicherheit, sowie die Schaffung einer kompetenten
Wettbewerbsaufsicht zur Verhinderung von Miflbrauch sein. Fir Ausschreibungsmodelle ist
als spezifische Erfolgsbedingung insbesondere die Festlegung von Strafen bei Nichtrealisie-
rung von Projekten zur Quotenerfillung und bei dem Instrument der Steuerbefreiung von
griinem Strom v.a. eine nur zu bestimmten Stichtagen mégliche Anderung der Bestimmun-
gen inklusive dem Bestandsschutz von Altanlagen zur Gewahrleistung von Investitionssi-
cherheit zu nennen.

Zur Realisierung einer maoglichst hohen Effektivitdt der eingesetzten Instrumente zur Férde-
rung erneuerbarer Energien empfiehlt es sich fur die verantwortlichen Politikakteure daher,
bei der Wahl und Konzeption von Férdersystemen sowohl die in dieser Studie dargestellten
Faktoren im Zusammenhang mit den jeweiligen au3eren Rahmenbedingungen als auch be-
zilglich der grundsatzlichen und spezifischen Ausgestaltung der Instrumente weitestgehend
zu bericksichtigen.

Weiterer Forschungsbedarf besteht insbesondere hinsichtlich zusatzlicher instrumentenspe-
zifischer Erfolgsbedingungen, wie etwa Fragen zur Wahl des Verpflichteten bei Quotenrege-
lungen und den damit verbundenen Transaktionskosten, oder der Auswirkungen von fixen
Vergutungen oder Quoten auf Beteiligungsmodelle und damit auch auf die Akzeptanz erneu-
erbarer Energien sowie auf Instrumente zu ihrer Férderung.
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Anhang 1: Mengenregulierende Modelle

Quote /

Energie-

betroffene An-

Zertifikat-

o .
Land Jahr Ausschreibung Adressat triger lagen handel Banking  Strafe
GroR- 1990 Non Fossil Fuel Energie- alle (auRer entfallt entfallt entfallt
britannien  (1990) Obligation versorger  Photovoltaic)
Irland 1994 Alternative Energy Requirements Energie- alle entfallt entfallt entfallt
(1994) Vier Ausschreibungen seit 1994  versorger
Ziel bis 2010: zusétzlich 310 MW
installierte Kapazitaten
Frankreich 1996 Jahrl. Ausschreibungen Energie- Wind >1,5MW und < entfallt entfallt entfallt
(1996) Ziel bis 2005: 250 bis 500 MW in- versorger 8MW
stallierte Kapazitét (EdF)
Ziel bis 2010: 3000 MW
installierte Kapazitat
Niederlande 1998 1,7 Mrd kWh in 2000 Energie- alle ja ja nein
(1998) produzenten 1 Zertifikat
je 10 MWh
Italien 1999 2 % der Stromproduktion Energiepro- alle (auRer  errichtet nach ja Kappung
(2002) bis 2002 duzenten/  Pump- 01. April 1999 und 1 Zertifikat des Netz-
Energie- wasserkraft  einer jahrlichen je 100 MWh zugangs
versorger > und Abfall)  Mindestproduktion
100 GWh/a von 50 MWh
Australien 2000 + 2 Prozentpunkte in der Energie- alle errichtet bzw. pro- ja Geldstrafe
Elektrizitatsproduktion bis 2010 versorger duzierend 1 Zertifikat (40 AUS $
(jahrliche Steigerung) in Netzen nach 1996 je 1 MWh je fehlender
>100 MW Zertifikats-
menge)
Osterreich 2000 4 % des Stromverbrauchs Energie- alle <10MW ja
(2001) bis 2001 versorger
Danemark 1999 20 % Stromverbrauchs Verbraucher alle (auBer ~ Wasserkraftwerke ja ja Geldstrafe
(2002) bis 2003 Miillverbren- <10 MW 1 Zertifikat (0,27 DKK)
nung) je 1 MWh
GroR- 2002 10 % in der Elektrizitatsproduktion Energie- alle auer  nach 1990 ja ja, aber  Geldstrafe
britannien  (2002) bis 2010 versorger  Wasserkraft- errichtet 1 Zertifikat beschrankt
(jahrliche Steigerung) anlagen > 10 je 1 MWh
MW

* Jahr des Beschlusses; in Klammern Beginn des Quotenmodells und des Zertifikathandels

Busch 2003, FFU
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Anhang 2: Konkrete Ausgestaltung der Stromeinspeisevergiitungen in Europa

Energie- Garantierter Mindestpreis / Mindest- / Maximale
Land Jahr M . . o
trager Berechnung Hochstlaufzeit Anlagenkapazitat
Portugal 1988 Alle Mind. 90% des durchschnittiichen End- Max. 8 Jahre nach erster Inbetrieb- 10 Megawatt
erneuerbaren  verbraucherpreises aus dem Jahr der Inbe- nahme, 1999 neues Gesetz 168
Energietrager triebnahme
Niederlande 1989 Alle Vermiedene Kosten Keine, 1998 ergéanzt durch Zertifikat-  Keine
erneuerbaren  Preis variiert in Abhangigkeit der Energie- handel mit Strom aus erneuerbaren
Energietrager tréger Energien
Deutschland 1990 Alle Zwischen 65% und 90% des durchschnittli- Keine, erganzt und novelliert mit dem  Keine Begrenzung fiir Energie
erneuerbaren  chen Endverbraucherpreises aus dem vor-  Gesetz zur Neuregelung der Energie- aus Sonne und Wind
Energietrager herigen Jahr (in Abhangigkeit vom Energie- wirtschaft (1998) und dem Emeuer- 5 Megawatt fir Energie aus
trager und der Anlagenkapazitét) bare-Energien-Gesetz (2000) Wasser, Deponiegas und
Biomasse
Schweiz 1991 Alle 100% des Preises, der fiir &quivalente E-  Keine, erganzt und novelliert mit dem  Keine Begrenzung,
erneuerbaren nergie aus neuen einheimischen Anlagen  Energiegesetz (1998) auler 1 Megawatt fiir Energie
Energietrager bezahlt wird (Preise schwanken je nach aus Wasser
Einspeisezeit)
Déanemark 1992 Alle Wind: 85% des durchschnittlichen End- Keine Keine Begrenzung
erneuerbaren  verbraucherpreises (zusatzlich eine fest-
Energietrager geschriebene Subvention in Form von
Steuererstattung)
Italien 1992 Alle Erste 8 Jahre: Vorzugspreise fiir max. 8 Jahreund  Keine Begrenzung
erneuerbaren  Vermiedene Kosten Investitionszulage Mindestpreise bis zur Stillegung,
Energietrager Nach 8 Jahren: Vermiedene Kosten Verordnung trat 1997 aufer Kraft und
Der Ursprung des Stroms (Eigenerzeugung nur Anlagen, die bis Ende 1996 bean-
oder unabhangige Erzeugung) variiert die  tragt wurden erhielten Vorzugspreise
Preishéhe zuséatzlich
Polen 1993 Alle Mindestens 85% des durchschnittlichen Keine 5 Megawatt
erneuerbaren  Endverbraucherpreises, aber nicht mehr als
Energietrager 100% des hochsten Endverbraucherpreises
Griechenland 1994 Alle 70% des durchschnittlichen Endverbrau-  Min. 10 Jahre 50 Megawatt,
ermneu- cherpreises fiir Eigenerzeuger auler fiir Wasser 5 Megawatt
90% des durchschnittlichen Endverbrau-
erbaren cherpreises fiir unabhangige Erzeuger
Energie-
trager
Luxemburg 1994 Alle Absolute Preise variieren in Abhangigkeit ~ Keine 1,5 Megawatt
erneuerbaren  der Anlagenkapazitat und der Energietrager
Energietrager
Spanien 1994 Alle Vermiedene Kosten der Energieversor- Min. 5 Jahre 100 Megawatt
erneuerbaren  gungsunternehmen 1999 fiihrt der Real Decreto 2.818 das
Energietrager Preise variieren in Abhéngigkeit der Anla-  Pramienmodell ein
genkapazitat und der Energietréager
Schweden 1996 Alle Durchschnittlicher Endverbraucherpreis ab- Min. 5 Jahre 1,5 Megawatt
erneuerbaren  zliglich angemessener Verwaltungskosten
Energietrager und einer Gewinnmarge
Osterreich 1998 Alle Absolute Preise, Keine Keine
erneuerbaren  festgelegt von den Landern
Energietrager
Estland 1998 Alle 90% des durchschnittlichen Endverbrau-  Keine 10 Megawatt
erneuerbaren  cherpreises. Ubersteigt der Anteil erneuer-
Energietrager barer Energien 2% des estnischen Strom-
verbrauchs reduziert sich der Preis auf 60
bis 90% des durchschnittlichen End-
verbraucherpreises
Lettland 1998 Alle 200% des durchschnittlichen Endverbrau- ~ Min. 8 Jahre, Anlagen miissen bis 2 Megawatt fiir Wasser, Son-
erneuerbaren  cherpreises fiir Wind, Sonne und Wasser ~ 31.12.2005 in Betrieb sein ne und Wind
Energietrager (nach 8 Jahren 100% des durchschnitt- 7 Megawatt fiir alle anderen
lichen Endverbraucherpreises)
150% des durchschnittlichen Endverbrau-
cherpreises fir alle anderen (nach 8 Jahren
Marktpreise)
Frankreich 2000 Alle Vermiedene Kosten der Energieversor- Keine 12 Megawatt
erneuerbaren  gungsunternehmen plus Investitionszulage
Energietrager

Quelle: Busch 2002, FFU



	Zusammenfassung
	Inhalt
	Abkürzungsverzeichnis
	Darstellung und Diskussion der Instrumente zur F�
	Angebotsorientierte Förderinstrumente
	Preisbasierte Instrumente
	Einspeisevergütungsmodelle
	Finanzierungshilfen / Subventionen / Förderprogr�

	Mengenbasierte Instrumente
	Angebotsorientierte Quotenregelung
	Ausschreibungsmodelle


	Nachfrageorientierte Förderinstrumente
	Preisbasierte Instrumente
	Grüner Strom / Green Pricing
	Ökologische Steuern

	Mengenorientierte Instrumente
	Nachfrageorientierte Quotenregelung


	Flankierende Maßnahmen/ Sonstige Instrumente
	Forschung und Entwicklung, Exportförderung und E�
	Selbstverpflichtungserklärungen/ Kooperationslös
	Institutionelle Maßnahmen
	Ordnungspolitik
	Organisationen zur Förderung erneuerbarer Energi�
	Verbesserung der Datenbasis
	Vermarktungsinstrumente



	Der regulative Kontext der Europäischen Union \�
	Europarechtliche Maßstäbe für die Förderung er�
	Bestrebungen für eine gemeinsame Förderstrategie

	Instrumente zur Förderung Erneuerbarer Energien �
	Erfolgsbedingungen von Instrumenten zur Förderun�
	Die äußeren Rahmenbedingungen und ihr Einfluss a
	Geographische Faktoren und jeweilige Ausgangsbedingungen in der Energiepolitik
	Ökonomische Faktoren
	Politische Faktoren
	Kognitive Faktoren
	Technische Faktoren

	Grundsätzliche Erfolgskriterien bei der Ausgesta�
	Langfristige Planungs- und Investitionssicherheit
	Technologiedifferenzierte Vergütung
	Standortabhängige Vergütung
	Rechts- und Wettbewerbskonformität
	Institutionelle Beherrschbarkeit bzw. Umsetzbarkeit

	Instrumentenspezifische Erfolgsbedingungen
	Spezifische Erfolgsbedingungen von Einspeiseverg�
	Spezifische Erfolgsbedingungen von Quotenmodellen
	Spezifische Erfolgsbedingungen weiterer untersuch


	Fazit
	Literatur

